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Kar-Heinz

Probleme wissenschaftlicher Beratung der Politik

Gezeigt am Beispiel des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

I. Wissenschaft und Politik

Wer die wirtschaftspolitische Szene in moder-
nen Industriegesellschaften überblickt, wird 
nicht übersehen können, daß Wissenschaft 
und Politik eng miteinander verflochten sind. 
Viele Politiker haben eine wissenschaftliche 
Ausbildung; einige Politiker waren, bevor sie 
„in die Politik gingen", in der Wissenschaft 
tätig. Wissenschaftlich ausgebildete Experten 
geben in Regierung, Verwaltung, Parlamen-
ten, Parteien und Verbänden den Politikern 
Hilfestellung für ihre Entscheidungen. All 
dies wird aber normalerweise nicht als wis-
senschaftliche Beratung der Politik angese-
hen.
Unter „wissenschaftlicher Beratung der Poli-
tik" versteht man im allgemeinen1) die Bera-
tungsleistungen solcher Personen, die sozusa-
gen im Hauptberuf Wissenschaftler sind, d. h. 
an Hochschulen, Universitäten und For-
schungsinstituten forschen und lehren. Diese 
Beratungsleistungen können unterschiedliche 
Formen annnehmen: So fallen von Politikern 
bei Wissenschaftlern bestellte Einzelgutach-
ten unter den Begriff wissenschaftliche Bera-
tung der Politik ebenso wie die Gutachten 
der wissenschaftlichen Beiräte der Bundesmi-
nisterien und die jährlichen Gutachten des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung.

1) Vgl. auch K. Lompe, Wissenschaftliche Beratung 
der Politik, Göttingen 1972, S. 4 f.

Die Existenz einer wissenschaftlichen Bera-
tung der Politik im eben dargelegten Sinne ist 
also nicht abzuleugnen. Ist sie aber notwen-
dig? Oder anders ausgedrückt: Könnte die 
heutige Politik ohne wissenschaftliche Bera-
tung auskommen? Diese Frage wird heute mit 
folgender Begründung verneint: Die sozialen 
Gebilde werden immer komplexer und damit 
komplizierter zu steuern, die Organisierungs-
bedürftigkeit wirtschaftlicher und sozialer 
Prozesse nimmt immer mehr zu, so daß der 
gesunde Menschenverstand, die Intuition, das 
Fingerspitzengefühl des Politikers nicht mehr 
für eine erfolgreiche Politik ausreichen.

Aber wenn man auch der Hypothese zustim-
men kann, daß die sozialen Gebilde immer 
komplexer werden, so führt dies noch nicht 
automatisch zu (mehr) wissenschaftlicher Be-
ratung der Politik. Hinzukommen muß einmal 
der poliische Wille, diese komplexer werden-
den gesellschaftlichen Prozesse in Richtung 
auf bestimmte Zielsetzungen steuern zu wol-
len, und zum zweiten die Meinung, daß man 
diese politischen Zielsetzungen besser mit

Hilfe wissenschaftlicher Beratung erreichen 
kann.
Zum ersten wäre zu sagen, daß es heute wohl 
kaum noch jemanden gibt, der den „Nacht-
wächterstaat“ liberalen Andenkens zurückfor-
dert und der meint, daß die Gesellschaft — 
sich selbst überlassen — ohne jede politische 
Steuerung zu einem Optimum hintendiert. 
Man kann vielmehr sagen, daß die Ansprüche 
an die staatlichen Steuerungsinstanzen weiter 
zunehmen und noch kein Ende dieser Ten-
denz abzusehen ist.
Andererseits ist heute die Meinung, daß die 
politischen Zielsetzungen besser mit Hilfe wis-



senschaftlicher Beratung erreicht werden kön-
nen, daß m. a, W. die Politik durch die Wis-
senschaft rationaler2) gestaltet werden kann, 
allgemein verbreitet und wird selten ange-
zweifelt.

4) § 1, Absatz 3 des SVR-Gesetzes.
5) § 6, Absatz 1 des SVR-Gesetzes.
6) § 2, Satz 2 und 3 des SVR-Gesetzes.
7) Ebenda, Satz 1.

Wenn aber — vermeintlich oder tatsächlich 
— wissenschaftliche Beratung die Politik ra-
tionaler und erfolgreicher machen kann, so 
liegt es auf der Hand, daß die Politiker eine 
große Nachfrage nach wissenschaftlicher Be-
ratung entfalten. Denn mit dem Erfolg der Po-
litik ist auch der persönliche Erfolg des ein-
zelnen Politikers verbunden, der sich darin 
ausdrückt, daß er an der Macht bleiben bzw. 
an die Macht kommen kann.
Auf Seiten der Wissenschaft ist man anderer-
seits nicht abgeneigt, dieser Nachfrage nach 
Beratung entgegenzukommen. Wissenschaftli-
che Beratung der Politik bedeutet u. a. die 
Chance der Überprüfung von Theorien an der 
Realität, bedeutet aber auch — was man 
nicht übersehen sollte — mehr Einfluß, mehr 
Macht, mehr Einkommen für den Wissen-
schaftler. Politiker und Wissenschaftler haben 
also ein großes Interesse an einer wissen-
schaftlichen Beratung der Politik, weil beide 
von einer rationalen — im Sinne von erfolg-
reicher — Politik profitieren können.

Im folgenden soll nun anhand des Sachver-
ständigenrates zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung (SVR) gezeigt 
werden, wie eine solche wissenschaftliche Be-
ratung der Politik aussehen kann, mit wel-
chen Problemen sie verbunden ist und ob 
man sagen kann, daß durch wissenschaftliche 
Beratung die Wirtschaftspolitik tatsächlich 
rationaler gestaltet werden kann.

II. Der Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

Der SVR ist gemäß dem „Gesetz über die Bil-
dung eines Sachverstähdigenrates zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung" vom 14. August 1963 ins Leben gerufen 
worden. Er besteht „aus fünf Mitgliedern, die 
über besondere wirtschaftswissenschaftliche 
Kenntnisse und volkswirtschaftliche Erfah-
rungen verfügen müssen" 3). Seine Mitglieder 
„dürfen weder der Regierung oder einer ge-
setzgebenden Körperschaft des Bundes oder 
eines Landes noch dem öffentlichen Dienst

2) Vgl. R. Möller, Zur Beurteilung der Brauchbar-
keit wirtschaftspolitischer Gutachten, Erlangen- 
Nürnberg 1973, S. 25 ff. und die dort angegebene 
Literatur.
3) § 1, Absatz 2 des SVR-Gesetzes. 

des Bundes, eines Landes oder einer sonstigen 
juristischen Person des öffentlichen Rechts, 
es sei denn als Hochschullehrer oder als Mit-
arbeiter eines wirtschafts- oder sozialwissen-
schaftlichen Instituts, angehören. Sie dürfen 
ferner nicht Repräsentant eines Wirtschafts-
verbandes oder einer Organisation der Ar-
beitgeber oder Arbeitnehmer sein oder zu 
diesen in einem ständigen Dienst- oder Ge-
schäftsbesorgungsverhältnis stehen. Sie dür-
fen auch nicht während des letzten Jahres 
vor der Berufung zum Mitglied des Sachver-
ständigenrates eine derartige Stellung innege-
habt h 4aben." )

Er „erstattet jährlich ein Gutachten (Jahres-
gutachten) und leitet es der Bundesregierung 
bis zum 15. November zu. Das Jahresgutach-
ten wird den gesetzgebenden Körperschaften 
von der Bundesregierung unverzüglich vorge-
legt und zum gleichen Zeitpunkt vom Sach-
verständig 5enrat veröffentlicht." )

Wenn die einleitenden Ausführungen über 
die „Notwendigkeit“ wissenschaftlicher Bera-
tung richtig sein wollen, so muß auch im Mit-
telpunkt des gesetzlichen Auftrags an den 
SVR die Aufforderung stehen, zur Konzipie-
rung einer rationalen Politik Hilfestellung zu 
leisten. Es müssen also bestimmte wirtschafts-
politische Ziele genannt werden, zu deren Er-
reichung die ' Sachverständigen Entschei-
dungshilfen vorzulegen haben. Diese Auffor-
derung lautet: der Staat soll „untersuchen, 
wie im Rahmen der marktwirtschaftlichen 
Ordnung gleichzeitig Stabilität des Preisnive-
aus, hoher Beschäftigungsstand und außen-
wirtschaftliches Gleichgewicht bei stetigem 
und angemessenem Wachstum gewährleistet 
werden können. In die Untersuchung sollen 
auch die Bildung und die Verteilung von Ein-
kommen und Vermögen einbezogen wer-
den." 6)

Darüber hinaus soll der Rat „in seinen Gut-
achten die jeweilige gesamtwirtschaftliche 
Lage und deren absehbare Entwicklung dar-
stellen" 7).

Der Gesetzgeber skizziert des weiteren gewis-
sermaßen selbst schon eine rudimentäre 
Theorie zur Erklärung der Gefährdung der 
Ziele, wenn er den SVR auffordert, „die Ursa-
chen von aktuellen und möglichen Spannun-
gen zwischen der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage und dem gesamtwirtschaftlichen 
Angebot auf (zu) zeigen, welche die ... Ziele 



gefährden" 8). Spezifiziert wird dann der Aut- 
trag noch dadurch, daß „bei der Untersu-
chung ... jeweils verschiedene Annahmen zu-
grunde gelegt und deren unters

9

chiedliche 
Wirkungen dargestellt und beurteilt werden 
(sollen)" ).

11) B. Molitor, Keine glückliche Hand — Der Sach- 
vertändigenrat und die Verteilungspolitik, in: R. 
Molitor, (Hrsg.), Zehn Jahre Sachverständigenrat, 
Frankfurt a. M. 1973, S. 153.

Weiterhin macht der Gesetzgeber ganz deut-
lich, daß nach seiner Vorstellung die Sachver-
ständigen zwar „beraten", Entschei- 
dungs„hilfen" geben sollen, aber nicht die 
Entscheidung der zuständigen Politiker vor-
wegnehmen sollen: „Der Sachverständigenrat 
soll Fehlentwicklungen und Möglichkeiten zu 
deren Vermeidung oder deren Beseitigung 
aufzeigen, jedoch keine Empfehlungen für be-
stimmte wirtschafts-

10
 und sozialpolitische 

Maßnahmen aussprechen." )

In bezug auf die wirtschaftspolitischen Ziele, 
die das Gesetz nennt, müssen an den SVR fol-
gende Fragen gestellt werden:

1. Werden die Ziele des Gesetzes vom SVR 
als klar und präzise genug angesehen?

2. Welchen Rang bestimmt der SVR für die 
einzelnen Ziele?

3. Hält der SVR die Ziele für miteinander 
vereinbar?

4. Beschränkt sich der SVR auf die genann-
ten Ziele oder sieht er Beziehungen zu ande-
ren, nichtgenannten Zielen?

III. Die Interpretation der Ziele

Das Problem, das hinter dieser Frage steht, ist 
folgendes: Wie kann man wissen, ob die Ziele 
erreicht bzw. nicht erreicht sind, wenn man 
die Ziele nicht präzisiert und operationalisiert 
hat? Oder am Beispiel des Zieles Geldwertsta-
bilität gezeigt: Haben wir noch Preisstabilität, 
wenn die Veränderungsrate des allgemeinen 
Preisniveaus, gemessen an irgendeinem Preis-
index für die Lebenshaltung, gegenüber dem 
Vorjahr 3,4 oder 5 Prozent beträgt?

Eine Antwort auf diese Frage für alle Ziele 
hat der SVR bis zu seinem Jahresgutachten 
1967/68 nicht gegeben. Erst in diesem Gutach-
ten widmet er ein Kapitel „Ziele und Zielkon-
flikte — auf mittlerer Sicht" diesem Problem. 
Aber auch da wehrt sich der SVR gegen die 
Forderung nach Interpretation, wenn er 
schreibt: „Wenn wir im folgenden die ver-
schiedenen Gesichtspunkte erörtern, die für 

eine genauere Abgrenzung der Ziele wichtig 
erscheinen, so wollen wir uns keine Interpre-
tation dieser Ziele anmaßen. Uns geht es viel-
mehr um die Frage, in welchem Maße es 
möglich ist, die Ziele gleichzeitig zu errei-
chen, und wie man diesen Möglichkeitsbe- 
reich gegebenenfalls erweitern kann“ (JG 
1967/68, Ziffer 247).

An diese ausdrücklich formulierte Abstinenz in 
der Interpretation der Ziele hat sich der SVR 
allerdings logischerweise nicht halten können. 
So heißt es für das Ziel Preisniveaustabilität 
im Gutachten 1964/65: „Gelänge es, diesen 
Preisindex (Preisindex für die Lebenshaltung) 
 auch nur annähernd konstant zu halten, 

könnte das ... Ziel der Stabilität des Preisni-
veaus als erreicht angesehen werden" (Ziffer 
149). Fünf Jahre später, im Gutachten 1969/70, 
ist eine Modifizierung festzustellen: „Annä-
hernde Konstanz des Preisindex für die Le- 

• benshaltung wäre unserer Meinung nach 
schon erreicht, wenn dieser Index nicht mehr 
als 1 Prozent je Jahr steigt" (Ziffer 158).

Der Adressat der Gutachten wird also, wenn 
er lange genug sucht, mehr oder weniger prä-
zise Interpretationen der Ziele Stabilität des 
Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand, au-
ßenwirtschaftliches Gleichgewicht und steti-
ges und angemessenes Wachstum finden. Er 
wird aber vergeblich nach einer expliziten 
Definition dessen suchen, was „im Rahmen 
der marktwirtschaftlichen Ordnung“ bedeu-
tet.

IV. Die Rangfolge der Ziele

Die nächste Frage lautet, wie der SVR die 
Formulierung des Gesetzgebers, der SVR sol-
le „untersuchen, wie im Rahmen der markt-
wirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig Stabili-
tät des Preisniveaus, hoher Beschäftigungs-
stand und außenwirtschaftliches Gleichge-
wicht bei stetigem und angemessenem 
Wachstum gewährleistet werden können", auf 
die Rangfolge der Ziele hin ausgelegt hat. 
Denn diese Formulierung macht keine Aus-
sage über die Rangfolge. Deshalb ist es 
etwas überraschend und wird 

11
von Kritikern 

als „logisch kühne Volte" ) bezeichnet, daß 
der Rat diese Frage schon im ersten Jahres-
gutachten 1964/65 wie folgt beantwortet: „Da 
das Gesetz vorsieht, daß die Ziele gleichzeitig 
erreicht werden sollen, sind sie für den Sach-

8) Ebenda, Satz 2.
9)

 
 Ebenda, Satz 5.

10) Ebenda, Satz 6.



verstunuryemat—yrumusatznIyermyry 
(Vorwort Ziffer 3). Das Wort „grundsätzlich“ 
muß hier aber besonders beachtet werden, 
denn es heißt im folgenden Satz: „Daraus 
folgt, daß der Sachverständigenrat immer je-
nen Zielen die größte Aufmerksamkeit wid-
men muß, die in der jeweiligen gesamtwirt-
schaftlichen Lage und deren absehbarer Ent-
wicklung am wenigsten verwirklicht sind.“ 
Damit besteht grundsätzlich zwar eine Gleich- 
rangigkeit, faktisch aber eine gefährdungsbe-
stimmte Rangfolge der Ziele.

Dann stellt sich aber das Problem, ob eine 
solche Auslegung des Gesetzesauftrages z. B. 
für folgende Situationen sinnvoll ist: Es herr-
sche ein außenwirtschaftliches Ungleichge-
wicht, während die anderen Ziele realisiert 
sind. Sollen in einer solchen Situation Maß-
nahmen getroffen werden, die das außenwirt-
schaftliche Ungleichgewicht beseitigen, aber 
möglicherweise andere Ziele wie die Vollbe- . 
schäftigung gefährden? Das normative Postu-
lat der von den Sachverständigen aufgestell-
ten Gleichrangigkeit der Ziele käme in die-
sem Falle sicherlich in Konflikt zu den fakti-
schen politischen Interessen in unserer Ge-
sellschaft. Dieses fiktive Beispiel zeigt schon 
bestimmte Konfliktmöglichkeiten auf, die zwi-
schen Ratgebern und Ratempfängern aufkom-
men können.

V. Die Kompatibilität der Ziele

Aber auch wenn man die Ziele normativ für 
gleichrangig ansieht, so stellt sich die Frage, 
ob sie überhaupt miteinander kompatibel 
(vereinbar) sind. Dabei muß man mehrere Ar-
ten der Kompatibilität bzw. Inkompatibili-
tät 12 ) unterscheiden:
1. Logisch kompatibel sind die wirtschaftspo-
litischen Ziele dann, wenn sie sich (logisch) 
nicht widersprechen, d. h. „ex definitione" 
miteinander vereinbar sind.
2. Theoretisch kompatibel sind die Ziele 
dann, wenn es keine (ökonomischen) Geset- 
zeshypothesen gibt, die ihre gleichzeitige 
Realisierung ausschließen.
3. Faktisch kompatibel sind die Ziele dann, 
wenn ihre gleichzeitige Realisierung in einer 
bestimmten historischen Situation möglich ist. 
Oder negativ ausgedrückt: Es kann histori-
sche Situationen geben, in denen die gleich-
zeitige Realisierung unmöglich ist, obwohl 

UIree3UZeanyptEuIyrTZETyeTEG 
lisierung nicht ausschließen.
Es besteht m. E. ein allgemeiner Konsens dar-
über, daß die Ziele des SVR-Gesetzes logisch 
miteinander kompatibel sind. Eine gewisse 
Begriffsverwirrung ergibt sich nur dadurch, 
daß die Ziele hoher Beschäftigungsstand und 
stetiges Wachstum meistens nicht logisch un-
abhängig voneinander definiert sind Definiert 
man nämlich Wachstum als bloße Mengen-
steigerung, z. B. als Steigerung des realen 
Bruttosozialprodukts, so kann Wechstum ent-
weder durch eine bessere Ausnutzung des 
ve rhandenen Produktionspotentials (Erhö-
hung des Beschäftigungsstandes) oder durch 
die Ausdehnung des Produktionspotentials 
herbeigeführt werden. Logisch befriedigender 
wäre es, unter Wachstum nur die Erhöhung 
des Produktionspotentials zu verstehen, was 
allerdings mit relativ großen Meßschwierig-
keiten verbunden ist. Gewissermaßen einen 
Kompromiß hat mittlerweile der SVR gefun-
den: Wenn er ganz global über Wachstum 
und Wachstumschancen spricht (z. B. JG 
1974/75 Ziffer 220 ff.), steht das „Produktions-
potential" im Vordergrund der Betrachtung, 
wenn er „genauer" angeben will, wie es um 
das Wachstum bestellt ist, gebraucht er häu-
fig den Indikator „Zunahme des realen Sozial-
produkts“ (JG 1974/75, Tabelle 24, Sei-
te 117).
So eindeutig man eine allgemeine Überein-
stimmung über die logische Kompatibilität 
der Ziele feststellen kann, so deutlich ist in 
Wissenschaft und Politik der Dissens über 
die theoretische und faktische Kompatibi-
lität der Ziele des Gesetzesauftrags: Die ei-
nen sehen einen Konflikt zwischen den Zielen 
— zumindest zwischen bestimmten Zielen — 
als gegeben an, den die anderen leugnen. Die 
Anhänger der Konflikthypothese sagen, daß 
Vollbeschäftigung und Preisniveaustabilität 
immer und überall unvereinbar miteinander 
sind. Sie leugnen also die theoretische und 
damit auch die faktische Kompatibilität der 
Ziele 132).

12) Vgl. H. Albert, Wissenschaft und Politik, in: 
E. Topitsch, (Hrsg.), Probleme der Wissenschafts- 
theorie, Wien 1960, S. 223 f.

13) Einen guten Überblick über diese Diskussion 
gibt E. Nowotny (Hrsg.), Löhne, Preie, Beschäfti- 
gung, Frankfurt a. M. 1974.

Die Gegner der Konflikthypothese meinen, 
daß Vollbeschäftigung und Preisniveaustabili-
tät grundsätzlich durchaus gleichzeitig er-
reichbar sind. Sie geben aber zu, daß dies un-
ter bestimmten historischen Bedingungen 
nicht der Fall zu sein braucht. Sie halten also 
die Kompatibilität dieser Ziele theoretisch für 
gegeben, faktisch aber nicht immer für er-
reichbar.



Wie wichtig es für eine rationale Wirt-
schaftspolitik ist, wer in diesem Streit Recht 
hat, liegt klar auf der Hand: Ist die Konflikt-
hypothese richtig, so wäre es unter allen hi-
storischen Umständen unmöglich, die Ziele 
gleichzeitig zu erreichen. Dies hieße aber 
nichts anderes, als daß die Wirtschaftspolitik 
in der Bundesrepublik inkompatible Ziele ver-
folgt und somit schon von denCielen her ge-
sehen irrational ist. Für den SVR bedeutete 
dies: Würde er auf der Seite der Konflikt-
theoretiker stehen, so müßte er sich weigern, 
überhaupt einen Federstrich an der Erfüllung 
des Gesetzesauftrags zu tun. Andernfalls wür-
de er Hilfestellung für eine irrationale Wirt-
schaftspolitik geben.
Ein erstes, aber sicherlich nicht überzeugen-
des und nur indirektes Indiz dafür, daß der 
SVR nicht ins Lager derjenigen gehört, die 
immer und überall von einem Konflikt zwi-
schen Geldwertstabilität und Vollbeschäfti-
gung ausgehen, ist darin zu sehen, daß mitt-
lerweile das 11. Jahresgutachten erschienen 
ist, ohne daß vom SVR die Irrationalität des 
Gesetzesauftrages angeprangert wurde.

In seinen Äußerungen zu diesem Problem in 
den verschiedenen Gutachten scheint sich der 
Rat zuweilen in Widersprüche zu verwickeln. 
So heißt es im JG 1972/73, Ziffer 345:
„Nichts ist überzeugend an der Vorstellung, 
man müsse etwa 1 Prozent mehr Geldwertsta-
bilität für 1 Prozent mehr Arbeitslosigkeit 
eintauschen." Dies ist eine klare Absage an 
die Konflikthypothese. Wie soll man aber den 
nächsten Satz (Ziffer 346) verstehen: „Ande-
rerseits darf nicht verkannt werden: eine 
Rückkehr zu mehr Geldwertstabilität ohne die 
Bereitschaft, notfalls auch vorübergehend ge-
ringe Abstriche bei den Zielen Wachstum 
und hoher Beschäftigungsstand zu machen, 
erscheint nicht mehr möglich."

Dieser Widerspruch löst sich nur dann auf, 
wenn man den Unterschied zwischen theoreti-
scher und faktischer Kompatibilität macht: 
Man kann hier den SVR dahingehend inter-
pretieren, daß er eine faktische Inkompatibili-
tät „vorübergehend" durchaus anerkennt. Be-
stätigt wird diese Interpretation der Haltung 
des SVR in diesem Streit durch eine Passage 
aus dem ersten Jahresgutachten 1964/65, Zif-
fer 144: „Offensichtlich ist Geldwertstabilität 
unter den politischen, soziologischen und in-
stitutioneilen Bedingungen, die in der Bundes-
republik und im internationalen Wirtschafts-
verkehr herrschen, — wenn überhaupt — nur 
mit unkonventionellen Mitteln erreichbar und 
nur unter Preisgabe anderer Werte, Ziele 
oder Interessen."

In seinem letzten Gutachten 1974/75 zerstreut 
der Rat dann alle Zweifel über seinen Stand-
punkt, indem er schreibt (Ziffer 364): „Es ge-
hört zu den folgenschwersten Mißverständnis-
sen der Wirtschaftspolitik, daß die Frage ei-
nes Konflikts zwischen den Zielen der Vollbe-
schäftigung, des Wirtschaftswachstums und 
einer gerechteren Einkommensverteilung ei-
nerseits und dem Ziel der Geldwertstabilität 
andererseits vordergründig, verkürzt und des-
halb falsch gesehen wird... (es) ist nicht 
möglich, Vollbeschäftigung auch morgen, an-
gemessenes Wachstum auf die Dauer... zu 
haben, wenn man fortwährend hohe oder gar 
zunehmende Inflationsraten zuläßt.*

14) Vgl. dazu auch K.-H. Dignas, Zur stabilitäts- 
politischen Konzeption des Sachverständigenrates, 
in: Sozialer Fortschritt 4/1975, S. 78 f.

Hiermit postuliert der SVR nicht nur die Har-
monie der angesprochenen Ziele, sondern er 
behauptet sogar noch mehr: Preisniveaustabi-
lität ist langfristig eine notwendige Voraus-
setzung für Vollbeschäftigung und Wachs-
tum14 ). Das folgende Schaubild zeigt noch 
einmal die unterschiedlichen Hypothesen 
über die Beziehung zwischen Geldwertstabili-
tät und Vollbeschäftigung.

Diese Aussage wird dann noch in Ziffer 370 
des gleichen Gutachtens unterstrichen, wo 
der SVR schreibt: „Der Auftrag des Stabili- 
täts- und Wachstumsgesetzes, gleichzeitig ei-



nen hohen Beschäftigungsstand, Stabilität 
des Preisniveaus und außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht bei stetigem und angemesse-
nem wirtschaftlichem Wachstum zu sichern, 
ist nicht Ausdruck einer Illusion des Gesetz-
gebers ,.
Damit hat der SVR den Vorwurf der Irratio-
nalität des wirtschaftspolitischen Zielbündels 
seines Gesetzesauftrags

15
 und des Stabilitäts- 

und Wachstumsgesetzes ) zurückgewiesen. 
Ob seine Argumentation stichhaltig ist, kann 
an dieser Stelle nicht untersucht wer-
den 16 ).

VI. Beziehungen zu anderen (nicht im Gesetz 
genannten) Zielen

Es bringt schon, wie gezeigt, genügend Pro-
bleme für den SVR mit sich, die im Gesetzes-
auftrag ausdrücklich genannten Ziele unter 
den genannten Aspekten zu analysieren.

Deshalb liegt es auf der Hand, daß die Einbe-
ziehung anderer, nicht genannter Ziele diese 
Probleme potenziert. Eine solche Einbezie-
hung anderer Ziele wird aber immer wieder 
gefordert17). Dafür spricht zum einen, daß 
die genannten wirtschaftspolitischen Ziele 
ohne Zweifel instrumental im Hi
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nblick auf 
andere übergeordnete Ziele 18) sind. Deshalb 
liegt, wenn auf diesen Instrumentalcharakter 
nicht deutlich hingewiesen wird, die Gefahr 
einer Verabsolutierung dieser Ziele immer im 
Bereich des Möglichen ).

15) Gesetz zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstum der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 (StabG).
16) Vgl. K.-H. Dignas, a. a. O., S. 81.
17) Vgl. z. B. S. Katterle, Stabilitätspolitik und 
Macht — Zur Kritik der Stabilitätskonzeption des 
SVR, in: Wirtschaftswoche 45/1972, S. 53 ff.

18)  Vgl. K. Stern, P. Münch, K.-H. Hansmeyer, Kom-
mentar zum StabG, Stuttgart 1972, S. 122 ff.
19) Vgl. D. Schröder, Wachstum und Gesellschafts-
politik, Stuttgart 1971, S. 139.
20) Ebd., S. 143.

Zum zweiten gibt es Ziele, von denen behaup-
tet wird (z. B. das Ziel einer gerechten Ein-
kommens- und Vermögensverteilung), daß sie 
höherrangig als manche der im Gesetz ge-
nannten Ziele wären und deshalb unbedingt 
in die Betrachtung miteinbezogen werden, 
müßten20 ). '

Dagegen spricht aber meines Erachtens, daß 
es unendlich viele andere Ziele gibt. Es ist 
praktisch unmöglich, alle irgendwie relevan-
ten Ziele in die Untersuchung einzubezie-
hen.

Eine mögliche Lösung wäre, sich grundsätz-
lich auf die Untersuchung der ausdrücklich ge-
nannten Ziele zu beschränken, darüber hinaus 
aber, wenn es notwendig erscheint, andere 
Ziele in die Analyse mitaufzunehmen21 ). Bei 
einer solchen Lösung muß man sich aller-
dings im klaren darüber sein, daß die Einbe-
ziehung anderer Ziele dann in das Belieben 
der vr’ssenschaftlichen Berater gestellt ist.

Wie hat sich nun der SVR diesem Dilemma 
gegenüber verhalten? Der SVR hat an vielen 
Stellen seiner Gutachten immer wieder darauf 
hingewiesen, daß der Katalog der Ziele voll-
ständig sei (Jg 1964/65, Ziffern 138, 164, 241; 
JG 1965/66, Anhang II/2). Andererseits konnte 
er nicht umhin, in der Gutachtenpraxis immer 
wieder von diesem Postulat abzuweichen. JG 
1967/68 Ziffer 256 mag das für die Beziehung 
zu übergeordneten Zielsetzungen verdeutli-
chen: „Wichtiger vielleicht als alle geschil-
derten ökonomischen Konsequenzen sind für 
die Entscheidung über den erstrebenswerten 
Beschäftigungsstand gesellschaftspolitische 
Erwägungen. Sie anzustellen, ist zwar nicht 
unbedingt eine Aufgabe, die im Kern des ge-
setzlichen Auftrags an den Sachverständigen-
rat liegt, aber das Bild wäre verzeichnet, blie-
be der eine oder andere außerökonomische 
Aspekt gänzlich unerwähnt."

Speziell dem Ziel einer gerechten Einkom-
mens- und Vermögensverteilung hat der SVR 
im JG 1972/73 ein Sonderkapital „Grundpro-
bleme der Einkommensverteilung" gewidmet. 
In Ziffer 440 dieses Kapitels heißt es: „Der 
Sachverständigenrat hat als gegeben zu neh-
men, daß Einkommensverteilung als ein selb-
ständiges gesellschaftspolitisches Ziel von al-
len Beteiligten anerkannt wird. Er sieht es als 
Aufgabe an, die Bedingungen aufzuzeigen, 
wie ein solches Ziel erreicht werden kann, 
ohne daß andere Ziele, Rückgewinnung und 
Erhaltung der Geldwertstabilität, Sicherung 
eines hohen Beschäftigungsstandes, zusätzlich 
gefährdet werden."

Diese Analyse war sicherlich nicht zuletzt 
auch 22auf die vielstimmige Kritik )  an der 
gewollten und immer wieder betonten Absti-
nenz des SVR im Hinblick auf andere Ziele 
zurückzuführen. Hier zeigt sich deutlich die 
positive Funktion der notwendigen Kritik an 
den Ergebnissen von Beratern, sei es, daß die-
se Kritik aus dem eigenen Bereich der Wis-
senschaft, sei es, daß sie aus dem Bereich der 
Politik kommt.

21) Damit kann man der „Aktualität" bestimmter 
Ziele Rechnung tragen.
22) S. R. Möller, a. a. O„ S. 220, Fußnote 3.



VII. Prognose und Strategie

Neben den Problemen, die die den wissen-
schaftlichen Ratgebern vorgegebenen Ziele 
betreffen, steht die Hauptfrage jeder rationa-
len Politik, die von den Ratgebern beantwor-
tet werden muß: Mit welchen Instrumenten, 
Mitteln, Maßnahmen lassen sich die Ziele er-
reichen?

Eine grundsätzliche Antwort auf diese Frage 
läßt sich auf der Basis des folgenden Mo-
dells 23)  geben:

1. Gesetze, Hypothesen, Theorien
2. Anwendungsbedingungen

a) Anfangsbedingungen
b) Randbedingungen *

3. Explanandum — Ereignis

Verbal ausgedrückt: Um ein bestimmtes Ereig-
nis (3.), das bekannt ist, erklären zu können, 
braucht man die Kenntnis von empirischen 
Gesetzmäßigkeiten, Hypothesen, Theorien (1.) 
und Informationen über das Vorhandensein 
bestimmter Anwendungsbedingungen dieser
Gesetze (2.)

Dabei sind die Anwendungsbedingungen noch 
zu untergliedern in die Anfangsbedingungen 
(2 a), die im Gesetz explizit genannt werden, 
und die Randbedingungen (2 b). Diese Rand-
bedingungen können explizit genannt sein 
(spezifizierte ceteris-paribus-Klausel) oder 
nicht genannt sein (unspezifizierte ceteris-pa- 
ribus-Klausel). Gesetze und Anwendungsbe-
dingungen stellen die Prämissen bzw. Annah-
men, auch Explanans genannt, dar, aus denen 
dann das Explanandum logisch abgeleitet 
werden kann.

Dieses Schema läßt sich nicht nur für die Er-
klärung vergangener oder gegenwärtiger Er-
eignisse, sondern auch für die Lösung konkre-
ter wirtschaftspolitischer Probleme anwenden. 
Bei diesen praktischen Problemen lassen sich 
zwei Arten unterscheiden: Einmal wird da-
nach gefragt, wie es in der Zukunft um öko-
nomische Variable wie z. B. Geldwert, Be-
schäftigungsstand aussehen wird — das Ex-
planandum liegt also in der Zukunft und ist

unbekannt—, wenn bestimmte ökonomische 
Gesetzmäßigkeiten gelten und bestimmte An-
wendungsbedingungen, die sich auf Gegen-
wart und Zukunft beziehen können, gegeben 
sind. Dies kann man eine Informationsprogno-
se 24)  nennen. Bei der zweiten Art von Proble-
men tritt an die Stelle des Explanandum eine 
bestimmte wirtschaftspolitische Zielgröße. Ge-
sucht werden bei Geltung bestimmter ökono-
mischer Gesetzmäßigkeiten realisierbare An-
wendungsbedingungen (Mittel), die den ge-
wünschten Zustand herbeifüh
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ren. Dies kann 

man Entscheidungsprognose )  oder Techno-
logie- bzw. 26 Strategiemodell )  nennen.

An einem Beispiel mag das verdeutlicht wer-
den:
1. Informationsprognose: Wenn das Gesetz 
„wenn die monetäre Gesamtnachfrage größer 
ist als das Angebot, dann steigt das Preisni-
veau" gilt, dann wird 1976 das Preisniveau 
steigen, da 1976 die monetäre Gesamtnachfra-
ge größer sein wird als das Angebot (progno-
stizierte Anwendungsbedingung).
2. Entscheidungsprognose: Wenn man 1976 
ein stabiles Preisniveau (wirtschaftspoliti-
sches Ziel) erreichen will, so muß bei Geltung 
des oben genannten Gesetzes durch wirt-
schaftspolitische Maßnahmen (Schaffung der 
Anwendungsbedingungen) alles getan wer-
den, daß die monetäre Gesamtnachfrage im 
Jahre 1976 nicht größer ist als das Angebot.

Ergibt ex-post die Erfolgskontrolle, daß die 
Ziele trotz des Einsatzes von bestimmten In-
strumenten nicht erreicht wurden, so zeigt 
das obige Erklärungsmodell, worauf das lo-
gisch zurüc 27kgeführt werden kann ) :
1. Die Gesetzmäßigkeiten, aufgrund derer die 
Maßnahmen ergriffen wurden, sind falsch.
2. Die notwendigen Anfangsbedingungen 
konnten durch die Maßnahmen nicht herge-
stellt werden.
3. Die sonstigen Randbedingungen waren an-
ders als erwartet.
Der SVR ist durch seinen Gesetzesauftrag 
verpflichtet, sowohl Informationsprognosen 
(§ 2 Satz 1 SVR-Gesetz: „Der Sachverständi-
genrat soll in seinen Gutachten die jeweilige 
gesamtwirtschaftliche Lage und deren abseh-

23) Dieses Modell ist als Hempel-Oppenheim-Mo- 
dell in der wissenschaftstheoretischen Literatur be-
kannt. Dazu: W. Stegmüller, Probleme und Resul-
tate der Wissenschaftstheorie und Analytischen 
Philosophie, Band I, Wissenschaftliche Erklärung 
und Begründung, Berlin-Heidelberg 1974; G. Fleisch-
mann, Nationalökonomie und sozialwissenschaft- 
liehe Integration, Tübingen 1966, S. 6 ff.

24) Vgl. G. Fleischmann, a. a. O., S. 8.
25 Ebd., S. 8.
26) Vgl. C. Helberger, Marxismus als Methode, 
Frankfurt a. M. 1974, S. 208 ff.
27) In der Praxis ist es mit großen Schwierigkeiten 
verbunden, die auftretenden Mißerfolge jeweils (1), 
(2), (3) zuzurechnen. Davon ist aber eine Verbesse-
rung der Politik abhängig. 



bare Entwicklung darstellen ) als auch Ent-
scheidungsprognosen (§ 2 Satz 2 SVR-Gesetz: 
„Dabei soll er untersuchen, wie im Rahmen 
der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzei-
tig ... gewährleistet werden können") abzu-
geben.

Informations- und Entscheidungsprognosen 
sind seit dem ersten Jahresgutachten 1964/65 
fester Bestandteil jedes Gutachtens. So be-
schreibt das 8. Kapitel des JG 1964/65 bzw. 
das 3. Kapitel des JG 1974/75 die „vorausseh-
bare Entwicklung* (Informationsprognose) 
und das 9. Kapitel des JG 1964/65 bzw. des 
4. Kapitel des JG 1974/75 „Voraussichtliche 
Fehlentwicklungen und mögliche Gegenmit-
tel* bzw. „Vollbeschäftigung für morgen*
(Entscheidungsprognose).

28) Vgl. auch G. Fleischmann, a. a. O., S. 10 f.

In diesen Kapiteln äußern sich die Sachver-
ständigen immer wieder über die grundsätzli-
che Problematik solcher Prognosen. So heißt 
es im JG 1964/65 Ziffer 217: „Entgegen man-
chen Vorstellungen, die da und dort bestehen 
mögen, kann man nicht erwarten, daß irgend-
jemand, auch nicht ein Gremium, in der Lage 
ist, die künftige wirtschaftliche Entwicklung 
vorherzusehen. Was wir verantworten kön-
nen, ist sehr viel weniger: Wir können nur 
die Entwicklungen, die unsere Wirtschaft in 

der Zukunft nehmen konnte, der Reihe nach 
überprüfen, um aus dem weiten Bereich der 
Möglichkeiten jene Zukunftshypothese her-
auszufinden, die nach unserer Meinung am 
besten mit den uns bekannten Tatsachen und 
Theoremen in Einklang steht und die wir des-
halb als unsere beste Setzung ansehen. Sie ist 
eine Projektion, der wir zwar eine größere 
Wahrscheinlichkeit beimessen als allen ande-
ren, aber sie braucht noch nicht einmal eine 
hohe Wahrscheinlichkeit zu besitzen.*

Im Klartext gesprochen heißt dies nichts an-
deres, als daß nach Ansicht des SVR vollkom-
mene, sichere Voraussicht auch für Wissen-
schaftler ein utopisches, unmögliches Ziel 
darstellt28 ). Dies macht auch unser obiges 
Erklärungs- und Prognoseschema ganz deut-
lich: Für die Vorhersage eines konkreten 
künftigen Ereignisses (z. B. Höhe der zukünf-
tigen Inflationsrate) müßten sämtliche rele-
vanten Gesetzmäßigkeiten und Anwendungs-
bedingungen genau bekannt sein.

Es ist deshalb keineswegs überraschend, daß 
auch die Prognosen des SVR nur mehr oder 
weniger erfolgreich waren, wie die nachfol-
gende Übersicht anzeigt.



Gerade am Beispiel des SVR läßt sich die 
Problematik solcher Prognosen darlegen. Die-
se Prognosen werden nämlich von den publi-
zistischen Medien der interessierten Öffent-
lichkeit bezeichnenderweise als das Produkt 
der „Fünf Weisen" verkauft. Hinter dieser 
Wortwahl ist klar der Anspruch erkennbar, 
daß die Sachverständigen „richtige" Progno-
sen zu erstellen haben. Die Bedenken — auch 
des SVR — gegenüber einem solchen An-
spruch werden nicht genannt. Um so größer 
ist dann die Enttäuschung, wenn diese Pro-
gnosen nicht zutreffen.
Die Öffentlichkeit glaubt aber nicht nur dar-
an, daß solche todsicheren Prognosen über-
haupt möglich sind, sondern es wird sogar 
der Anschein erweckt, als ob man wirtschaft-
liche Ereignisse, die in der Zukunft liegen, so-
gar mit einer Stelle hinter dem Komma genau 
quantifizieren könnte. Es ist geradezu er-
staunlich, mit welcher Naivität bzw. Unver-
frorenheit daraus, daß z. B. die Zuwachsrate 
irgendeines Index um einen Zehntelpunkt ge-
fallen oder gestiegen ist, schon eine „Tendenz 
zur ..." herausgelesen wird. Hieraus kann 
man entnehmen, wie wenig bekannt die gro-
ßen Probleme der Erfassung und Auswahl sta-
tistischer Größen sind29 ) bzw. wie diese Pro-
bleme einfach totgeschwiegen werden.
Ein anderes Problem in diesem Zusammen-
hang ist folgendes: die sich selbst erfüllenden 
(self-fulfilling-prophecies) bzw. die sich selbst 
zerstörenden Prognosen (self-frustrating-pro- 
phecies). Dahinter verbirgt sich die Erfah-
rung, daß sich manche ursprünglich falschen 
Prognosen durch ihre Veröffentlichung als 
wahr, andere ursprünglich wahre durch ihre 
Veröffentlichung als falsch erweisen. Der Un-
terschied zwischen beiden Arten von Voraus-
sagen läßt sich im folgenden Schema30 ) ver-
deutlichen:

29) Vgl. dazu C. Watrin, Ökonomische Theorien 
und wirtschaftspolitisches Handeln, in: H. Albert, 
(Hrsg.) Theorie und Realität, Tübingen 1972, S. 
379 ff.
30) Vgl. K.-D. Opp, Methodologie der Sozialwissen- 
schäften, Hamburg 1970, S. 79.

Auch diese sogenannte Eigendynamik von 
Voraussagen muß derjenige einkalkulieren, 
der Prognosen abgibt.

Manche Äußerungen des SVR lassen sich da-
hingehend interpretieren, daß er eine solche 
Eigendynamik einkalkuliert. So heißt es 
schon im JG 1964/65 Ziffer 217: „In manchen 
Fällen würden wir es sogar begrüßen, wenn 
die Ereignisse unsere Vorhersagen nicht be-
stätigten. Das gilt vor allem für die Fehlent-
wicklungen, die sich durch ein vorbeugendes 
Verhalten des Staates und all derer, die außer 
ihm gesamtwirtschaftliche Verantwortung 
tragen, vermeiden lassen."

Fällt aber damit nicht auch der Anspruch in 
sich zusammen, daß wissenschaftliche Bera-
tung Hilfestellung zu einer rationaleren Poli-
tik geben könnte?

Wer es als Aufgabe der Wissenschaft ansieht, 
„todsichere" Prognosen abzugeben, der muß 
allerdings enttäuscht werden. Diese Aufgabe 
kann auch die Wissenschaft nicht lösen. Wer 
es auf Seiten der Politiker verlangt, muß über 
die Unmöglichkeit, diesem Wunsch nachzu-
kommen, aufgeklärt werden. Wer es auf Sei-
ten der Wissenschaftler verspricht, ist sich 
entweder über die Unmöglichkeit im Unkla-
ren oder er handelt unredlich.

Welchen Nutzen hat aber dann überhaupt 
noch eine solche wissenschaftliche Prognose 
für die Politik, wenn es keine Garantie für er-
folgreiche Prognosen gibt? Der Nutzen wis-
senschaftlicher Prognosen liegt einmal darin 
— darauf hat ja der SVR hingewiesen —, daß 
die wirtschaftspolitischen Instanzen (mit allen 
genannten Vorbehalten) sehen können, was 
passieren könnte, wenn alles beim alten 
bleibt (status-quo-Prognose). Viel wichtiger 
ist aber, daß gerade die Entscheidungsprogno-
se Handlungsspielräume und Handlungsgren-
zen für die Politik aufzeigt.

Es sei nämlich daran erinnert, daß das wich-
tigste Element solcher Prognosen Gesetzeshy-
pothesen sind. Gesetzeshypothesen zeigen 
aber, welche Ereignisse eintreten, wenn be-
stimmte Bedingungen erfüllt sind. Das heißt 
aber nichts anderes, als daß diese Gesetzes- 
hypothesen aufzeigen, wie man Ereignisse 
prinzipiell vermeiden oder wie man sie her-
stellen kann, in dem man auf die „bestimmten 
Bedingungen“ Einfluß nimmt31 ). Sie geben 
also Antwort auf die Frage: Was können wir 
tun?

31) Vgl. H. Albert, Wissenschaft und Politik, 
a. a. O., S. 212 f.



VIII. Zielrelevante Theorien

Die Frage ist nun, von welchen Theorien der 
Sachverständigenrat ausgeht, und welche 
Handlungsmöglichkeiten er damit der Politik 
eröffnet. Da der Rat grundsätzlich zwar von 
der Gleichrangigkeit der Ziele ausgeht, fak-
tisch bei seinen Analysen aber das Ziel in 
den Vordergrund stellt, das am meisten ge-
fährdet erscheint, hat sich der SVR in prak-
tisch allen Gutachten schwergewichtig mit 
dem Problem beschäftigt, wie die Geldwert-
stabilität zu erhalten bzw. zu erreichen sei. 
Diese normative Entscheidung für das Ziel 
Preisniveaustabilität ist, wie gezeigt wurde, 
im Jahresgutachten 1974/75 noch dadurch 
verstärkt worden, daß der Rat die theoreti-
sche Hypothese aufstellte, die Herstellung 
von mehr Geldwertstabilität sei langfristig 
auch durch die Erreichung der anderen Ziele 
gewährleistet. Daraus die Schlußfolgerung für 
die zielrelevante Art von Theorien zu ziehen, 
ist nicht schwer: der SVR mußte in seinen 
Gutachten eine Inflationstheorie entwickeln. 
Im JG 1966/67 (Ziffer 203 ff.) führt der SVR 
dazu aus: „Der Sachverständigenrat hält es 
nach wie vor für verfehlt, die Ursachen der 
schleichenden Geldentwertung in Teilberei-
chen der Volkswirtschaft oder bei einzelnen 
Gruppen zu sehen. ... Dieser Auffassung wi-
derspricht eine Reihe von vereinfachenden 
Zurechnungsversuchen, die sich früher einmal 
als plausibel erwiesen haben mögen, aber 
heute den Blick für die Zusammenhänge ver-
stellen." An solchen vereinfachenden Zurech-
nungsversuchen zählt der Rat auf: zu großes 
Geld- und Kreditvolumen, zu hohe Löhne, Ex-
pansion der öffentlichen Ausgaben, Liquidi-
tätsstrom aus dem Ausland, Übernachfrage 
am Arbeitsmarkt und die Erhöhung admini-
strierter Preise.

„Der Sachverständigenrat hält alle diese Er-
klärungsversuche für einseitig und daher un-
zulänglich: denn sie lassen den Gesamtzusam-
menhang aller Größen unserer Volkswirt-
schaft ebenso außer acht wie die Interdepen-
denz zwischen der Geldwertentwicklung im 
Inland und der im Ausland und die Tatsache, 
daß die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
ein historischer Prozeß ist, in dem die ver-
schiedenen Größen zum Teil mit erheblicher 
zeitlicher Verzögerung aufeinander einwir-
ken."

Konsequenterweise hat der SVR danach im 
Laufe der Jahre eine Inflationstheorie und 
darauf aufbauend eine stabilitätspolitische 
Konzeption entwickelt, die den Gesamtzusam-
menhang aller Größen unserer Volkswirt-
schaft berücksichtigen sollte.

Diese stabilitätspolitische Konzeption setzte 
sich aus folgenden Grundelementen zusam-
men:
— einer außenwirtschaftlichen Absicherung 

über mehr oder weniger flexible Wechsel-
kurse,

— einer Konzertierten Aktion,
— einer kostenniveauneutralen Lohnpolitik,

— einer potential-orientierten Kreditpolitik,

— einer konjunkturneutralen Haushaltsgeba-
rung des Staates.

Um wissenschaftliche Prognosen abgeben und 
Handlungsmöglichkeiten für die Politik auf-
zeigen zu können, müssen die dazu verwen-
deten Theorien möglichst wahr sein. Die 
Wah
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rheit von Theorien ist aber niemals mit 

Sicherheit )  festzustellen. Der einzige Aus-
weg aus diesem Dilemma besteht darin, die 
bestgeprüfte und bestbestätigte Theorie als 
Basis zu wählen. Die bestgeprüfte ist aber 
diejenige, die bis jetzt der Prüfung auf inne-
re Widersprüche, der Prüfung durch Konfron-
tation mit rivalisierenden Theorien und durch 
Konfrontation mit den Tatsachen am besten 
standgehalten hatss).

32) Vgl. H. Albert, Theorien in den Sozialwissen-
schaften, in: H. Albert, (Hrsg.), Theorie und Reali-
tät, a. a. O., S. 9.
33) Vgl. dazu K.-D. Opp, a. a. O., S. 267 ff.

Diese Methoden der kritischen Prüfung hat, 
so muß man annehmen, auch der SVR ange-
wandt, um die theoretischen Grundlagen sei-
ner stabilitätspolitischen Konzeption immer 
wieder kritisch zu überprüfen. Dies kommt 
in seinem letzten Gutachten 1974/75 deutlich 
zum Vorschein, dessen 5. Kapitel „Zur Stabili-
tätspolitischen Konzeption" genannt ist. Hier 
zeigt sich, daß einige Elemente der früheren 
Konzeption nicht mehr auftaudien, andere mo-
difiziert wurden.

Der kritischen Prüfung offensichtlich nicht 
standgehalten hat die früher vom SVR viel 
gepriesene Konzertierte Aktion. Im JG 1973/ 
74 Ziffer 332 heißt es: „Durch Aufklärung al-
lein, so bedeutsam sie ist, wird man den an-
stehenden Problemen nicht gerecht werden 
können. Das marktwirtschaftliche System, ja 
das freiheitliche Gesellschaftssystem über-
haupt, beruht darauf, daß Interessenkonflikte 
— in organisierter Form — ausgetragen, nicht 
aber durch Ex-ante-Harmonisierung beseitigt 
werden." 32



Auch die Haltung des SVR zu seiner immer 
wieder vertretenen Hypothese „ohne flexible 
Wechselkurse keine Geldwertstabilität" ist 
unter dem Eindruck der jüngsten Erfahrungen 
nicht mehr so euphorisch wie in früheren 
Jahren, in denen flexible Wechselkurse noch 
nicht ihren empirischen Test hinter sich ge-
bracht hatten.

So heißt es in Ziffer 424 des JG 1974/75: „Be-
tonen, daß der wirtschaftspolitische Hand-
lungsspielraum durch flexible Wechselkurse 
beträchtlich erweitert wird, heißt nicht an-
nehmen, daß die inländische Wirtschaft von 
allen störenden Einflüssen aus dem Ausland 
automatisch abgeschirmt ist. Es bleibt näm-
lich zum einen das Problem, ob und inwie-
weit inflatorische Impulse aus dem Ausland 
rechtzeitig abgefangen werden können, zum 
anderen das Problem, inwieweit eine Locke-
rung des Konjunkturverbundes mit dem Aus-
land möglich ist."

Besonders auffällig hat sich die Stellung der 
Geldpolitik im Rahmen der Stabilitätskonzep-
tion gewandelt. Heute ist von einer „potential-
orientierten Kreditpolitik“ nicht mehr die 
Rede. Die Sachverständigen schwimmen ganz 
im monetaristischen Fahrwasser: Die „Ob-
jektivierung" der Geldversorgung, die Vorga-
be einer bestimmten Geldmenge durch die 

Deutsche Bundesbank, ist für die Sachver-
ständigen eine notwendige, wenn auch nicht 
hinreichende Bedingung für eine konfliktfreie 
Stabilitätspolitik (JG 1974/75, Ziffer 373).
Diese Ausführungen mögen genügen, um zu 
zeigen, wie sich die theoretischen Grundlagen 
und damit aber auch die politischen Hand-
lungsmöglichkeiten in den Augen der wissen-
schaftlichen Berater ändern können.

IX. Prognose der Anwendungsbedingungen

Um eine Entscheidungsprognose abgeben zu 
können, braucht man aber nicht nur zielrele-
vante Theorien, sondern auch die Kenntnis 
der Anwendungsbedingungen, wie unser all-
gemeines Schema zeigt:

G: Gesetzeshypothesen und Theorien
A: Anwendungsbedingungen

P (Z): Prognose (Ziele)

Bei gleicher Theorie wird die Prognose bei 
unterschiedlichen Anwendungsbedingungen 
unterschiedlich ausfallen. Der Gesetzgeber 
hat diesem Tatbestand dadurch Rechnung ge-
tragen — so kann man ihn zumindest inter-
pretieren —, daß er in § 2 SRG vom Sachver-



Ständigenrat verlangt, daß „bei der Untersu-
chung .. . jeweils verschiedene Annahmen zu-
grunde gelegt und deren unterschiedliche 
Wirkungen dargestellt und beurteilt werden 
(sollen)".
Die grundsätzliche Problematik einer solchen 
Forderung ist oben schon dargelegt worden: 
Es ist unmöglich, in einem offenen System, wie 
es eine nationale Volkswirtschaft darstellt, 
alle relevanten Anwendungsbedingungen zu 
kennen, zu nennen und sogar auch noch zu 
prognostizieren.
So ist es meistens — so auch beim Sachver-
ständigenrat — der Entscheidung der Berater 
überlassen, welche Bedingungen sie in ihre 
Prognosen aufnehmen. Damit ist selbstver-
ständlich eine Konfliktmöglichkeit zwischen 
Ratgebern und Ratempfängern gegeben, denn 
es kann sicherlich unterschiedliche Meinun-
gen darüber geben, von welchen Anwen-
dungsbedingungen man ausgehen soll.
Der SVR hat diesem Verlangen nach Alterna-
tiven dadurch Rechnung getragen, daß er in 
seinen Jahresgutachten eine sogenannte sta- 
tus-quo-Prognose abgibt und dazu noch zwei 
„Alternativen" aufzeigt. Gemäß unserem 
Schema und in unserer Terminologie bedeutet 
das nichts anderes, als daß der SVR drei Pro-
gnosen mit unterschiedlichen Anwendungs-
bedingungen vorlegt.

Am Beispiel des Jahresgutachtens 1973/74 sei 
dies näher erläutert:
Auf Seite 130 des Gutachtens stellt der Rat 
einen Teil der Anwendungsbedingungen in 

Form der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung wie in der vorstehenden Tabelle dar.

Diese quantitativen „Daten", wie der Rat die 
Anwendungsbedingungen nennt, basieren 
wiederum auf anderen Bedingungen, nämlich 
auf bestimmten „Annahmen" über die Lohnpo-
litik, die Fiskalpolitik, die Geld- und Kredit-
politik und die außenwirtschaftliche Entwick-
lung. Dies wird in der folgenden Übersicht er-
kennbar.
Das Beispiel zeigt, welche Anzahl von „An-
nahmen" über bestimmte Anwendungsbedin-
gungen der SVR für notwendig erachtet, um 
die Prognosen zu erstellen. Dazu kommen 
weitere Annahmen, die er im Text ausdrück-
lich nennt und andere, die „zwischen den Zei-
len" stehen.

Aber auch die Kenntnis dieser Anwendungs- 
bedingungen ist selbstverständlich nicht hin-
reichend für eine vollkommene Prognose. 
Auch unter der Annahme, daß die genannten 
Bedingungen gegeben wären, ist ja ein Be-
standteil jeder Prognose, wie oben gezeigt, 
eine unspezifizierte ceteris-paribus-Klause], 
d. h., daß man auch dann, wenn man be-
stimmte Bedingungen nennt, andere unge-
nannte als konstant ansehen muß.

Aus diesem Grunde ist es z. B. auch für den 
Sachverständigenrat unmöglich, den gesam-
ten politischen Datenkranz in seine Progno-
sen aufzunehmen und auch noch zu spezifi-
zieren. Wenn sich dann dieser Datenkranz än-
dert, ist die Prognose nicht mehr zutreffend. 
So mußte der Rat seine oben skizzierten Pro-





gnosen aufgrund der sogenannten Olkrise 
schon einen Monat später in einem Sonder-
gutachten „Zu den gesamtwi
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rtschaftlichen 

Auswirkungen der Ölkrise" ) revidieren.

X. Handlungsmöglichkeiten und tatsächliches 
Handeln

Informations- und Entscheidungsprognosen, 
die wissenschaftliche Berater erstellen, kön-
nen Möglichkeiten und Grenzen für politi-
sches Handeln aufzeigen. Es führt aber kein 
direkter Weg von dem Aufzeigen von Hand-
lungsmöglichkeiten durch wissenschaftliche 
Berater hin zum Ergreifen bestimmter politi-
scher Maßnahmen. Mögen die Berater zwar 
eine gutbegründete Antwort auf die Frage ge-
ben können „Was können wir tun?“, so kön-
nen sie dies auf keinen Fall auf die Frage 
„Was sollen wir tun?*.

34) Wieder abgedruckt Im Jahresgutachten 1974/75, 
S. 183 ff.

35) Auf diese Frage kann — auf der Basis von 
Theorien — grundsätzlich die Wissenschaft ant-
worten. Nur ist hier im Rahmen der wissenschaft-
lichen Arbeitsteilung die Politologie, Soziologie, 
nicht die Ökonomie, für die Beantwortung zustän-
dig.

Es spricht nämlich wenig dafür zu meinen, 
daß ein Wissenschaftler, der eine Spezialkom-
petenz, z. B. in Sachen Ökonomie erworben 
hat, damit gleichzeitig die Befähigung erwor-
ben haben soll, politische Entscheidungen zu 
fällen. Diese politische Kompetenz sollte bei 
den politischen „Profis“ bleiben und nicht 
den in der Politik dilettierenden Wissen-
schaftlern übertragen werden. Schließlich 
muß sich der Politiker für seine Entscheidun-
gen vor dem Wähler verantworten und nicht 
der Wissenschaftler.

Moderne Tendenzen in der Politik, sich die 
Politik von wissenschaftlichen Prognostikern 
„vorschreiben" zu lassen, mögen die Macht-
gelüste mancher Wissenschaftler befriedigen 
und für die Politiker im Falle eines Mißerfol-
ges eine gewisse Alibifunktion haben. Wün-
schenswert können sie aber meiner Meinung 
nach nicht sein. In diesem Zusammenhang 
muß auf ein weiteres Problem hingewiesen 
werden, das immer wieder im Rahmen wis-
senschaftlicher Beratung der Politik auf- 
taucht, und zwar das Verlangen — vor allem 
von Politikern —, daß die Berater in ihre Ana-
lysen die Frage einbeziehen, ob bestimmte 
Maßnahmen politisch durchsetzbar sind oder 
nicht.

Diese Forderung scheint auf den ersten Blick 
ganz plausibel. Nur: Was heißt „politisch 

durchsetzbar ? Diese Frage’35) beantworten 
sollen Personen, die auf diesem Gebiet — 
nämlich dem politischen — gerade nicht kom-
petent sind. Diese Forderung ergeht von Per-
sonen, deren tägliches Brot es ja gerade ist, 
irgend etwas politisch durchzusetzen.

Auch hier wird man den Verdacht nicht los, 
daß sich manche Politiker dadurch ihrer Ver-
antwortung entziehen wollen und manche 
Wissenschaftler durch diese Hintertür Einfluß 
auf die Politik gewinnen wollen.

Das heißt nicht, daß die wissenschaftlichen 
Berater diese Problematik überhaupt nicht be-
achten sollen. Sie sollten sie nur nicht in den 
Mittelpunkt ihrer Betrachtungen stellen. Da-
durch ginge nämlich ein großer Teil des kriti-
schen Potentials der Wissenschaft verloren, 
das ja gerade darin begründet ist, daß sie auf 
tagespolitische Interessenkonflikte weniger 
Rücksicht zu nehmen braucht als die berate-
nen Politiker.
Auch wenn aber eine Trennung von Erkennt-
nis und Entscheidung wünschenswert ist, so 
könnte sie doch unmöglich sein. Oder in der 
Form einer Frage ausgedrückt: Sind die Poli-
tiker gezwungen, die Ratschläge ihrer Berater 
in die Tat umzusetzen?
Rein logisch-methodologisch ist dieser Zwang 
jedenfalls nicht gegeben. Es kann schon einen 
Dissens zwischen Ratgebern und Ratempfän-
gern bei der Möglichkeitsanalyse geben, 
wenn beide Seiten von unterschiedlichen 
Theorien ausgehen. Ein solcher Dissens kann 
selbstverständlich auch und gerade auf der 
normativen Ebene über die anzustrebenden 
Ziele und anzuwendenden Mittel gegeben 
sein. Auch bei gleichem Urteil über das 
„Sein" können die Meinungen über das „Sol-
len" weit auseinandergehen.
Folgende vier Varianten des Konsenses bzw. 
Dissenses zwischen Ratgebern und Ratemp-
fängern sind also logisch möglich:

Erkenntnis (Sein)
(1) gleiche Meinung
(2) gleiche Meinung

(3) unterschiedliche 
Meinung

(4) unterschiedliche 
Meinung

Entscheidung (Sollen)
gleiche Meinung 
unterschiedliche 
Meinung
gleiche Meinung

unterschiedliche
Meinung 35



Der Gesetzgeber hat im Hinblick auf den SVR 
in nicht gerade überzeugender Art und Weise 
zu diesem Problemkreis Stellung genommen. 
So heißt es in § 2 Satz 6 des SVR-Gesetzes: 
„Der Sachverständigenrat soll Fehlentwick-
lungen und Möglichkeiten zu deren Vermei-
dung oder deren Beseitigung aufzeigen, je-
doch keine Empfehlungen für bestimmte wirt- 
Schafts- und sozialpolitische Maßnahmen aus-
sprechen."
Nicht überzeugend ist diese Formulierung 
deswegen, weil sie offensichtlich die Furcht 
des Gesetzgebers zum Ausdruck bringt, der 
SVR könne seine Kompetenzen überschreiten 
und politisch tätig werden. Diese Furcht des 
Gesetzgebers ist aber, wie gezeigt, insoweit 
unbegründet, als kein zwangsläufiger Weg 
von wissenschaftlicher Erkenntnis zum politi-
schen Handeln führt.

Selbstverständlich bedeutet das nicht, daß 
faktisch nicht ein Zwang von den Möglich-
keitsanalysen der wissenschaftlichen Berater 
auf die Politiker ausgehen kann. Dies ist um 
so eher der Fall, je mehr in der Öffentlichkeit 
die irrige Meinung verbreitet ist, daß die 
Wissenschaft die „richtigen" Maßnahmen 
nennen kann, daß aber die Politiker aus „rein 
politischen Gründen" diese „Ratschläge der 
Vernunft" nicht befolgen.

Diesem faktischen Zwang kann man aber nicht 
dadurch entgehen, daß die zitierten oder ähn-
liche Formulierungen in den Auftrag für den 
wissenschaftlichen Berater aufgenommen 
werden. Ein solcher faktischer Zwang kann 
nur dadurch vermieden werden, daß in die-
sem Falle die Bundesregierung die Öffentlich-
keit über ihre — vielleicht gegenteilige — 
Meinung aufklärt, daß Kritik und Gegenkritik 
öffentlich ausgetragen werden, so daß sich je-
der Interessierte eine eigene Meinung bilden 
kann.
Daß Erkenntnis der Berater und Entscheidung 
der Politiker nicht zwangsläufig übereinstim-
men müssen, zeigt aber nicht nur die logische 
Analyse, sondern auch die (empirische) Ge-
schichte der Sachverständigenratsgutachten. 
Hier ist ja der Fall gegeben, daß mögliche 
Konflikte zwischen Ratgebern und Ratemp-
fängern öffentlich ausgetragen werden. Denn 
es heißt in § 6 Abs. 4 des SVR-Gesetzes: „Zu 
den Gutachten nach Absatz 1 Satz 1 nimmt 
die Bundesregierung gegenüber den gesetzge-
benden Körperschaften im Zeitpunkt der Ver-
öffentlichung Stellung. In der Stellungnahme 
sind insbesondere die wirtschaftspolitischen 
Schlußfolgerungen, die die Bundesregierung 
aus dem Gutachten zieht, darzulegen." So fin-
det man z. B. in der „Stellungnahme der Bun-

desregierung zum Gutachten des Sachverstän-
digenrates", die als Anhang zum ersten Jah-
resgutachten 1964/65 „Stabiles Geld — steti-
ges Wachstum" Seite 145 ff. abgedruckt ist, 
unter II. 6.: „Das Gutachten durchzieht wie 
ein roter Faden die Aussage, die Bundesrepu-
blik könne sich in einer weniger auf Preissta-
bilität bedachten Umwelt der Konsequenzen 
für ihr eigenes Preisniveau nur durch Anpas-
sung des Wechselkurses entziehen. Die Bun-
desregierung zögert nicht, diese Ansicht des 
Sachverständigenrats abzulehnen."

Als Gründe für diese Ablehnung nennt die 
Bundesregierung
a) normative: dem steht das Ziel der „Inte-
gration bei festen Wechselkursen" entge-
gen;
b) theoretische: es gibt national und interna-
tional andere Möglichkeiten, auch ohne flexi-
ble Wechselkurse die Geldwertstabilität zu 
bewahren bzw. wiederzuerringen.

Hier haben wir es also mit der Variante 4 zu 
tun: es bestanden Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Beratern und Ratempfängern sowohl 
über die theoretischen Handlungsmöglichkei-
ten als auch über die anzustrebenden norma-
tiven Ziele.

Zum Ziel der Bundesregierung „Integration 
bei festen Wechselkursen" hat sich der SVR 
im gleichen Gutachten, Ziffer 241, explizit ge-
äußert: „Eine ausschließlich politische Frage 
ist es, ob die Integration bei festen Wechsel-
kursen das Opfer rechtfertigt, die Geldwert-
stabilität zu vernachlässigen. Sie zu beant-
worten, ist nicht Aufgabe des Sachverständi-
genrates, zumal das Gesetz, das die Grundlage 
seiner Arbeit bildet, nur die Ziele Stabilität 
des Preisniveaus ... nennt, nicht aber Inte-
gration und feste Wechselkurse."

Demgegenüber rechtfertigt die Bundesregie-
rung ihre Ablehnung flexibler Wechselkurse 
u. a. mit ihren internationalen Verpflichtun-
gen im Rahmen des internationalen Wäh-
rungsfonds, des Europäischen Währungsab-
kommens, des EWG-Vertrages. Wer hatte 
hier Recht? Unter ihren Prämissen — theore-
tischen und normativen — sicherlich beide.

Damals wurden die flexiblen Wechselkurse 
nicht eingeführt. Heute sprechen die Erfah-
rungen mit flexiblen Wechselkursen dafür, 
daß flexible Wechselkurse neben vielen ande-
ren Bedingungen sicherlich eine notwendige 
Bedingung für ein Land darstellen, sich etwas 
gegenüber einer stärker inflationierenden 
Umwelt abzusetzen; eine ausreichende Bedin-
gung sind sie offensichtlich nicht.



XI. Wissenschaftliche Beratung und rationale 
Wirtschaftspolitik

Die vorstehende Analyse hat gezeigt, daß die 
Wissenschaft dem Politiker keine Methode an 
die Hand geben kann, mit der er seine Ziele 
mit absoluter Sicherheit erreichen kann. Die-
se Erkenntnis ist für manchen sicherlich ent-
täuschend und wirft sofort die Frage auf, ob 
unter diesen Umständen überhaupt noch der 
Anspruch aufrechterhalten werden kann, daß 
nämlich wissenschaftliche Beratung Hilfestel-
lung für eine rationale(re) Wirtschaftspolitik 
geben könnte.

Wenn man „rational“ als Synonym für „mit 
Sicherheit erfolgreich“ gebraucht, so ist die 
Wissenschaft sicherlich nicht in der Lage, für 
eine rationale Politik in diesem Sinne Hilfe-
stellung zu geben. Daran „schuld" ist aber 
weder die Unfähigkeit oder sogar Böswillig-
keit der Wissenschaftler noch die der Politi-
ker, der Grund dafür liegt allein darin, daß 
rationale Politik in diesem Sinne ein utopi-
sches Ziel 36 darstellt ).

Unter rationaler Politik 37)  sollte man deshalb 
zweckmäßigerweise eine Politik verstehen,
1. die (nach dem augenblicklichen Stand der 
Information) keine inkompatiblen Ziele ver-
folgt,
2. die die Mittel einsetzt, die (nach dem au-
genblicklichen Stand der Information) die 
größtmöglichen Realisierungsaussichten ver-
bürgen und
3. die ihre Ziele mit den (nach der eigenen 
Wertposition zugelassenen) Mitteln anstrebt, 
die mit der betreffenden Kombination von 
Zielen vereinbar sind.

Wenn man „rational“ in dieser Weise ver-
steht, dann kann die Wissenschaft durchaus zu 
einer rationalen Politik Hilfestellung geben.

Denn die Wissenschaft kann grundsätzlich — 
das wurde am Beispiel des SVR gezeigt — 
der Politik sagen, ob ihre Ziele kompatibel 
oder inkompatibel sind, wobei diese Aussage 
allerdings immer unter dem Vorbehalt „nach 
dem augenblicklichen Stand der Information" 
gilt.

36) Vgl. dazu auch: T. Pütz, Grundlagen der theo-
retischen Wirtschaftspolitik, Stuttgart 1971, S. 12 ff. 
Ich habe aber den Eindruck, daß bei Pütz Ratio-
nalität aus „faktischen“ Gründen (z. B. Aufspaltung 
der wirtschaftspolitischen Instanzen) unmöglich ist, 
während ich behaupte, daß Rationalität in diesem 
Sinne auch „grundsätzlich-theoretisch“ unmöglich 
ist.
87) Vgl. H. Albert, Wissenschaft und Politik, 
a. a. O„ S. 226.

Die Wissenschaft kann darüber hinaus — 
auch das hat der Sachverständigenrat gezeigt 
— für die Politik Handlungsmöglichkeiten 
und Handlungsgrenzen aufzeigen auf der Ba-
sis von Theorien, die „nach dem augenblickli-
chen Stand der Information" als bestgeprüfte 
und bestbestätigte gelten.

Wichtig ist in beiden Fällen die Einführung 
der Passage „nach dem augenblicklichen 
Stand der Information", weil hierdurch klar 
hingewiesen wird auf die Vorläufigkeit und 
Relativität des „Wissens". Zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt kann es durchaus rivalisierende 
Theorien, zu verschiedenen Zeitpunkten Än-
derungen in den Theorien geben, die dazu 
führen, die Frage der Kompatibilität und der 
Handlungsmöglichkeiten in einem anderen 
Licht zu sehen. Die Wissenschaft kann aber 
kaum sagen, was getan werden soll. Zwar hat 
die Auffassung, daß die „Weisen" am ehe-
sten in der Lage sind, gute Politik zu machen, 
viele Freunde in der Gegenwart und Vergan-
genheit und ist mit großen Namen verbun-
den385). Aber es spricht — wie gezeigt — 
nichts dafür, daß diese Meinung richtig ist.

35) Z. B. mit dem Namen Plato: K. R. Popper, Die
offene Gesellschaft und ihre Feinde, Bd. I., Bern 
1957, S. 169 ff.
“) Vgl. H. Albert, Traktat über kritische Vernunft,
Tübingen 1968, S. 75.

Handeln muß der Politiker, der in der Regel 
in unserer arbeitsteiligen Wirtschaft und Ge-
sellschaft eine andere Person als der beraten-
de Wissenschaftler ist. Der Politiker muß ge-
mäß seiner Wertposition handeln, wobei sich 
die Bewertung auf Ziele und Mittel erstreckt. 
Es ist ein Irrtum zu meinen, daß nur die Ziele 
eine Entscheidung verlangen, während die 
Auswahl der Mittel „wertneutral" auf Vor-
schlag des Wissenschaftlers vor sich gehen 
kann.

Akzeptiert man diesen neuen Begriff der „Ra-
tionalität", dann liegt der Weg, der Chancen 
zu einer rationaleren Politik eröffnet, klar vor 
Augen:
Die Wissenschaftler müssen ihre Theorien 
immer wieder kritisch überprüfen und weiter-
hin zu verbessern suchen, um dadurch auch 
bessere Entscheidungshilfen geben zu kön-
nen.

Die Politiker müssen ihre politischen Instru-
mente und Institutionen ebenfalls als „Hypo-
thesen" 39) auffassen, die im Lichte neuer Er-
kenntnisse (der Wissenschaft) und neuer Nor-
men und Interessen modifizierbar und revi-
dierbar sind.



Otto Ulrich

Abbau von Arbeitslosigkeit durch flexible 
Arbeitszeitregelung

Mittelfristige Perspektiven staatlicher Arbeitsmarktpolitik

I. Umkehrung der arbeitsmarktpolitischen 
Problemstellung

Die aktuelle rezessive weltwirtschaftliche 
Entwicklung stellt mit ihren komplexen 
Auswirkungen eine ernst zu nehmende Heraus-
forderung an die westlichen Industriestaaten 
dar. Die Tatsache, in eine Phase langfristig 
wirksamer Wachstumsverlangsamung einge-
treten zu sein, ist für diese nationalen Volks-
wirtschaften unbestreitbar und hat einen stei-
genden Problemdruck auf die sozialen und 
politischen Systeme in marktwirtschaftlich or-
ganisierten Gesellschaftsordnungen zur Folge. 

Staatliche Aufgabenpolitik konnte bislang 
von einem kontinuierlichen Anstieg des wirt-
schaftlichen Wachstums ausgehen. Auf der 
Basis von verstetigten Projektionen über die 
zukünftige wirtschaftliche Wachstumsent-
wicklung konnte politisch-planerisch die 
wünschenswerte Gestaltung öffentlich beein-
flußbarer Bereiche vorgenommen werden. Ex-
emplarisch für diese Vorgehensweise sind 
z. B. die „Überlegungen zu einer vorausschau-
enden Arbeitsmarktpolitik" 1), wie sie Mitte 
1973 von dem Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) der Bundesanstalt für 
Arbeit (BA) in Nürnberg vorgelegt wurden. 
Die Konkretisierung arbeitsmarktpolitischer 
Zielperspektiven bis 1985 stand hier klar im 
Zeichen der Erwartung, daß eine Fortsetzung 
des bisherigen Wachstumstrends von minde-
stens real 4 Prozent für das Bruttosozialpro-
dukt angestrebt wurde. Diese „Überlegungen" 
versuchten den Ergebnissen einer Problem-
analyse gerecht zu werden, die angesichts der 
demographisch zu erwartenden Verhältnisse 
in der Bundesrepublik langfristig eine Lücke 
im benötigten Arbeitskräftepotential voraus-
sagte.
Wohlgemerkt: dieses „Problem“ war entstan-
den aus der Annahme eines anhaltenden 
Wachstumstrends von real 4 Prozent BSP. Die

1) Bundesanstalt für Arbeit, Überlegungen zu einer 
vorausschauenden Arbeitsmarktpolitik, Nürnberg, 
1974.

Mobilisierung einheimischer Arbeitskraftre-
serven sowie die Steuerung ausländischer Zu-
wanderungen wurden als Gegenstand einer 
quantitativen Langfristplanung am Arbeits-
markt begriffen.

Diese Problemauffassung muß angesichts der 
allgemeinen gegenwärtigen Rezession und der 
längerfristig erwarteten Wachstumsverlang-
samung verworfen werden, d. h., daß es infol-
ge der gebremsten weltkonjunkturellen Ent-
wicklung für den binnenländischen Arbeits-

markt mindestens mittelfristig nicht mehr um 
das Problem geht, wie durch gezielte Politik 
die Arbeitskraft-Nachfrage von selten des Be-
schäftigungssystems befriedigt werden kann, 
sondern umgekehrt darum, wie die arbeits-
marktpolitischen Folgen einer nicht ausgela-
stet „fahrenden" nationalen Volkswirtschaft 
aufgefangen werden können.
Die solcherweise entstehenden Ungleichge- 
wichtsprobleme auf dem Arbeitsmarkt kön-
nen brisant für die soziale und politische Sta-



bilität eines Landes werden. Wieweit auf die-
se arbeitsmarktpolitische Problemumkeh-
rung 2) mit den herkömmlichen Mitteln der 
globalen nachfrage- wie angebotsseitigen Ar-
beitsmarktbeeinflussung adäquat reagiert 
werden kann, muß angesichts der Entwicklun-
gen auf den nationalen, aber auch auf den in-
ternationalen Arbeitsmärkten mit Recht als 
Frage aufgeworfen werden.
Denn vorbei sind die Zeiten einer naiven 
Wachstumseuphorie, in denen ein ungehemm-
tes Wachstum der Produktion und der Pro-
duktivität von selber für Vollbeschäftigung 
sorgte. Seitdem dieser Mechanismus nicht 
mehr per se funktioniert — rationalisierungs-
bedingte Arbeitslosigkeit ungehindertes Pro-
duktivitätswachstum zwar garantiert, aber 
doch eben die Arbeitslosenquote erhöht —, 
wird Arbeitsmarktpolitik zum Krisenmanage-
ment abgestempelt. Sicher ist, daß die bisheri-
ge, kompensierend einsetzende, reaktiv-thera- 
peutische Arbeitsmarktpolitik von der Auf-
gabe überfordert wäre, die sowohl inhaltlich 
als auch quantitativ anders geartete Problem-
situation von heute befiedigend zu bewältigen.
Im folgenden soll es darum gehen, die Not-
wendigkeit einer neuen Qualität von Steue-
rungsinstrumenten des Arbeitsmarktes her-
auszustellen. Eingeflochten werden dabei po-
lit-strategische Überlegungen zu einer „inte-
grierten" bzw. „simultan" angelegten Arbeits-
marktpolitik. „Integriert" zielt auf das Zusam-
menspiel von unternehmerischen Personalre- 
krutierungs- und Arbeitsplatzmaßnahmen 
(von der Personalpolitik über die Qualifizie-

2) Streng genommen ist dieser Problemwandel die 
„Wiederkehr" einer Problemstellung, die in den 
50er Jahren den Arbeitsmarkt in der Bundesrepu-
blik bestimmte. 1950 war ein überreichliches Ar-
beitskräftepotential vorhanden; die Arbeitslosen-
quote betrug 10,  4%. Während der Phase des Wie-
deraufbaues der Wirtschaft war es profitabler, das 
anfangs überreichliche, qualifizierte und relativ 
billige Arbeitskräfteangebot auszunutzen und einer 
Einführung arbeitskräftesparender technischer Pro- 
duktionsverfahren vorzuziehen.
Gegen Ende der 50er Jahre traten dann erste An-
zeichen eines Mangels an Arbeitskräften auf; die 
Zahl der offenen Stellen erhöhte sich von 1955 bis 
1960 um 124,5 °/o. Die Arbeitslosen waren nahezu 
vollständig wieder beschäftigt, die Arbeitslosen-
quote betrug 1960 nur noch 1,2 °/o. Diese Lücke im 
benötigten Erwerbspersonenpotential konnte durch 
ausländische Arbeitnehmer, der Mobilisierung „stil-
ler Reserven", DDR-Flüchtlingen usw. ausgefüllt 
werden. Wie es scheint, kann dieses „Lücken-
theorem" angesicht eines schrumpfenden Arbeits-
platzpotentials nicht weiter aufrechterhalten wer-
den. Heute ist die arbeitsmarktpolitische Problem-
stellung bezüglich steigender Arbeitslosenzahlen 
ähnlich der Situation in den 50er Jahren, allerdings 
die strukturelle Konstellation der Wirtschaft un-
gleich schwieriger.

rung von Arbeitsplätzen bis zur Humanisie-
rung am Arbeitsplatz) mit außerbetrieblich an-
setzenden beschäftigungsorientierten Ansätzen 
(z. B. Fortbildung, Umschulung, Ermittlung von 
vertikalen und horizontalen Arbeitsplatzflexi-
bilitäten, Berufsberatung, Arbeitszeitregelun-
gen). „Simultane" Beschäftigungspolitik ver-
sucht die indirekt wirksamen staatlichen Be-
einflussungsmöglichkeiten des marktwirtschaft-
lichen Systems — keynesianisch orientierte 
Wirtschaftspolitik — zu verzahnen mit spezi-
fisch beschäftigungswirksamen Instrumenten 
(z. B. Beeinflussung der Arbeitszeit, der Er-
werbsquote, der Mobilitätsbereitschaft).

Da nach obiger Definition beide Politikmuster 
die Beeinflussung von Arbeitszeiten als be-
schäftigungswirksames Instrument ansehen, 
soll das Modell Arbeitszeitflexibilität am 
Beispiel des Überstundenausgleichs abstrakt 
entwickelt werden, um von daher plausible 
erste Abschätzungen zur mittelfristigen Reali-
sierung eines solchen Vorschlages zu erhalten 
— um sehr viel mehr kann es sich im Rahmen 
dieser Arbeit nicht handeln.

II. Arbeitslosigkeit als politische Herausfor-
derung

Die globale Folge aus der Weltinflation seit 
dem Vietnamkrieg, aus der Krise des Welt-
währungssystems und aus der Vervier-
fachung der ölpreise ist ein international 
nahezu synchron auftretender Konjunktur-
abschwung (Weltrezession) mit noch nie 
in solchem Außmaß dagewesener Weltar-
beitslosigkeit. Nach Angaben des Internatio-
nal Labor Office (ILO) hat sich allein in den 
letzten zwei Jahren die Unterbeschäftigung in 
den westlichen Industrienationen nahezu ver-
doppelt. Nach Angaben des ILO sind in USA, 
Kanada, Japan, Australien und Westeuropa 
nahezu 15 Millionen Menschen arbeitslos 
bzw. 5 bis 6 Millionen mit Teilzeitarbeit be-
schä 3ftigt ).

Darüber hinaus ist kurzfristig mit einer weite-
ren Verschärfung der Arbeitsmarktsituation 
infolge der Stagnation des realen Sozialpro-
duktanstiegs in den einzelnen Staaten zu 
rechnen. So werden im Bereich der OECD bis 
1985 nahezu 70 Millionen junger Menschen in 
das berufsfähige Alter eintreten. Gegenüber 
1970 hat sich das internationale Erwerbsper-
sonenpotential in den 24 OECD-Staaten dann 
um 17 Prozent erhöht. Der Test auf die Flexi-
bilität und Absorptionsfähigkeit der nationa-

3) Vgl. U. S. News and World Report, July 21, 1975, 
S. 65 ff.



len Arbeitsmärkte steht noch bevor. Gebur-
tenstarke Jahrgänge drängen gerade zu einem 
solchen Zeitpunkt auf den Arbeitsmarkt, zu 
dem der gegenwärtig ablaufende Wandlungs-
prozeß der einzelnen Volkswirtschaften noch 
nicht soweit abgeschlossen ist, daß schon kon-
kret die zukünftig quantitativ notwendigen 
neuen Arbeitsplatzstrukturen sichtbar wären.

Dieses zeitgleiche Zusammentreffen inhaltlich 
unterschiedlicher Entwicklungstrends wirkt 
sich rein quantitativ für den Arbeitsmarkt der 
Bundesrepublik Deutschland wie folgt aus:
— Das deutsche Erwerbspersonenpotential 

nimmt von 1975 bis 1988 um durchschnitt-
lich jährlich 77 000 Erwerbspersonen zu. 
D. h. von 1975—1988 ist allein aus demo-
graphischen Gründen eine Erhö
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hung des 
Arbeitskräftepotentials von 1 Millionen zu 
erwarten ).

— In seiner jüngsten Analyse der Auslands-
konjunktur rechnet das Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung mit einer Schrum-
pfungsrate des realen Sozialproduktes für 
1975 von 2 bis 3 Prozent für alle O

5

ECD- 
Länder. Für die Bundesrepublik heißt dies, 
daß die Arbeitslosenzahl Anfang 1976 bei 
normaler Witterung auf 1,4 bis 1,  Millio-
nen steigen könnte 5).

Die Trends dieser Entwicklungen sind eindeu-
tig. Die absehbaren Auswirkungen auf die so-
ziale Sicherung können gravierend sein, wenn 
auf das ernst zu nehmende Phänomen struktu-
rell bedingter D 6auerarbeitslosigkeit ) nicht 
adäquat* in Form von wohlfahrtsstaatlichen 
und arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen rea-
giert wird.

4) Nadi: Wachstum und Arbeitsmarkt. Angebot 
und Bedarf an Arbeitskräften bis 1990, in: Quint-
essenzen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung, Bundesanstalt für Arbeit, Heft 1, 1975, S. 6. 

5) Vgl. Frankfurter Rundschau vom 18. 7. 1975.
6) Die Tatsache, daß die Unternehmen mehr und 
mehr zu einer Mechanisierung und arbeitsorgani-
satorischen Rationalisierung ihrer Betriebe über-
gehen, führt zu einer zunehmenden Fraktionierung 
bislang komplexer, arbeitskraftintensiver und ar-
beitsteiliger Tätigkeiten. Technisch-organisatori-
scher Wandel der Produktionstechniken zieht ein 
Schrumpfen des Arbeitsplatzpotentials nach sich. 
Nach einer Prognose des Instituts der deutschen 
Wirtschaft werden durch den Schrumpfungsprozeß 
in strukturgefährdeten Branchen bis 1982 2,2 Mill. 
Arbeitsplätze verlorengehen. Eine solche Rationa-
lisierung und Intensivierung des Arbeitsprozesses 
durch neue Anlagen und Maschinen — die z. Z. auf-
grund von Absatzproblemen nicht voll ausgelastet 
fahren — ist entscheidende Ursache für „struktu-
rell“ bedingte Arbeitslosigkeit. Bezüglich des tech-
nisch-organisatorischen Wandels vgl. Friedrich Ger-
stenberger, Produktion und Qualifikation, in: 
Leviathan 2/75, S. 251 ff.

Der soziale Friede wurde in der Bundesrepu-
blik trotz einer Millionen Arbeitslose bislang 
nicht gefährdet. Wenn auch die Liquidität der 
Bundesanstalt für Arbeit durch Darlehen des 
Bundes in Milliardenhöhe weiterhin gesichert 
werden kann, so bietet diese Art der indivi-
duellen sozialen Absicherung der Arbeitslo-
sen mittelfristig keine Gewähr dafür, daß „Be-
rufsarbeitslosigkeit“ über die unausbleibli-
chen psychischen und physischen Belastun-
gen hinaus nicht doch zur Gefahr für die poli-
tische Stabilität des Landes werden kann.

Machiavellistische Anwandlungen zur Igno-
rierung von möglicherweise bis zu 1,5 Millio-
nen Arbeitslosen zu Beginn des Jahres 1976 
können — sollte dies von Dauer sein — auf 
selten der Bevölkerung zum Abbau von Re-
gierungsloyalität, aber auch zum Zweifel an 
der Leistungs- und Handlungsfähigkeit be-
stimmender demokratischer Institutionen des 
Staates führen. Der demokratische Staat ist 
gezwungen, will er das demokratische Grund-
element in sich zum Tragen bringen, arbeits-
marktpolitische Steuerungsansätze zu entwik- 
keln, um für vorhandene Arbeitskräfte Ar-
beitsplätze zu beschaffen bzw. — und dies 
war bislang notwendiges Ziel der Arbeits-
marktsteuerung — vorhandene Arbeitsplätze 
mit Arbeitskräften zu besetzen.

Die Grenzen eines marktwirtschaftlich organi-
sierten Systems, das durch seine bestimmende 
Privatheit ein hohes Maß an Flexibilität errei-
chen kann, sind deutlich in dem Falle er-
reicht, wo das politische System gezwungen 
ist, zur Aufrechterhaltung seiner demokrati-
schen Prinzipien weitgehend systematisch er-
zeugte und privat sanktionierte Arbeitskräfte-
freisetzungen durch beschäftigungspolitische 
„Aufräumungs"arbeiten zu neutralisieren. Eine 
Überhöhung marktwirtschaftlicher Ordnungs-
prinzipien ist ein untauglicher Beitrag zur Lö-
sung der Arbeitslosenproblematik, denn ohne 
eine aktive staatliche Arbeitsmarktlenkung 
ist das hohe Niveau der Arbeitslosigkeit 
nicht abzubauen.

III. Zur Inadäquanz heutiger Arbeitsmarktpo-
litik

Die Systemlogik einer privatwirtschaftlich or-
ganisierten Volkswirtschaft steht vor einer 
Bewährungsprobe. In Zeiten stetigen Sozial-
produktanstiegs waren die marktwirtschaftli-
chen Strukturprinzipien und die darin ange-
legten Spielräume für private Initiativen Ge-
nerator für die weltwirtschaftlich starke Stel-
lung der Bundesrepublik von heute. Aber 
wurde nicht gerade in den „fetten" Jahren 



versäumt, auch die Prinzipien und Grundlagen 
für differenzierte staatliche Lenkungsmöglich-
keiten in den privat-determinierten ökonomi-
schen Organismus einzuarbeiten? Die gerade 
in dieser Zeit stattfindende Emotionalisierung 
und Polarisierung der Diskussion um Grund-
fragen unserer Wirtschaftsordnung weist auf 
dieses Versäumnis hin.
Die naive Gläubigkeit an quantitatives 
Wachstum rächt sich jetzt in der Unzuläng-
lichkeit der vorhandenen arbeitsmarktpoliti-
schen Steuerungsinstrumente, die die prekäre 
Arbeitslosensituation von heute nicht verhin-
dern konnten. Mit anderen Worten: Das tra-
ditionelle Selbstverständnis von Arbeitsmarkt-
politik, das sich in außerbetrieblichen Maß-
nahmen erschöpfte, wie: Arbeitslosenversiche-
rung, Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
beruflicher Weiterbildung, muß angesichts der 
bestehenden konjunkturellen und strukturel-
len Beschäftigungskrise als zu eng aufgefaßt 
werden.
Das bisher geläufige Instrumentarium zur Be-
hebung von Arbeitsmarktungleichgewichten 
ist — in Anlehnung an keynes'sche Rezepte 
der Globalsteuerung — von vornehmlich kon-
junkturbeeinflussender Art und durch seine 
globale Wirkungsweise auf einen.mengenmä-
ßigen Ausgleich von Arbeitskräften und Ar-
beitsplätzen gerichtet.

Mit den Instrumenten der Steuer- und Finanz-
politik, der Kredit-, Zins- und Währungspoli-
tik sollte eine Steigerung der Nachfrage nach 
Gütern mit entsprechend beschäftigungspoliti-
schen Konsequenzen erzeugt werden. Der Ein-
satz dieser marktkonformen Mittel zur indi-
rekten Arbeitsmarktregulierung erfolgte in 
Reaktion und als Kompensation auf Markt- 
defizienzen. Eine Arbeitskraft-Politik, die sich 
in ihrem Selbstverständnis an das bislang 
gläubig hingenommene, alle Probleme schein-
bar von selbst lösende Regulierungsprinzip 
„Markt" anhängt, kann aber nicht mehr ad-
äquat auf die heutige Arbeitsmarktstrukturie-
rung mit den zutage tretenden mehrfachen 
Strukturschwächen reagieren.

Neuere Konzeptionen der Arbeitsmarktstruk-
turierung betrachten den Gesamtarbeitsmarkt 
als ein Konglomerat von Teilarbeitsmärkten, 
die durch mehr oder weniger institutionali-
sierte Regelungen voneinander getrennt sind. 
Die Struktur dieser Teilarbeitsmärkte ist 
durch die Dimension der Zugangs- und Ab-
gangsregelung, durch die Regelung des Ein-
satzes und der Entlohnung von Arbeitskräften 
innerhalb des Teilarbeitsmarktes und durch 
die fachliche und räumliche Ausdehnung des 
Teilarbeitsmarktes beschreibbar. Die Mobili-

tät der Arbeitskräfte wird innerhalb des Teil-
arbeitsmarktes erleichtert, zwischen den Teil-
arbeitsmärkten erschwert, denn das Interesse, 
Teilarbeitsmärkte abzuschirmen, wächst mit 
dem Umfang der Kosten (z. B. für Umschu-
lung), die mit einem Arbeitsplatzwechsel ent-
stehen 7).

7) Vgl. dazu jetzt Günther Schmid, Elemente einer
arbeitsmarktpolitisch orientierten Systemanalyse,
Berlin 1975, S. 13 ff. Ders./Dieter Freiburghaus,
Theorie der Segmentierung von Arbeitsmärkten,
Berlin 1975 (lag als Preprint vor).
8) So auch Ursula Engelen-Kefer, Kritische Betrach-
tung der Arbeitsmarktpolitik in der Bundesrepu-
blik, Preprint 1975.
9) Nach Ifo-Konjunkturbericht in der „Welt“ vom 
15. 7. 1975.

Gegenüber dieser Fragmentierung und Ab-
schottung der einzelnen Teilarbeits„märkte“ 
bleibt das überlieferte Politikmuster einer 
keynesianisch-global einsetzenden Arbeits-
kraft-Politik zwangsläufig unsensibel. Ebenso 
gilt dies für das Unvermögen, die Gleichzei-
tigkeit von Unter- und Überbeschäftigung, die 
Widersprüche zwischen Qualifikation der Ar-
beit und ihrem tatsächlichen Einsatz, die rela-
tiv große offene und latente Arbeitslosigkeit 
in spezifischer Hinsicht (Jugendliche, Alte, 
regional-spezifisch, branchen-spezifisch etc.) 
in der Vergangenheit nicht verhindert zu ha-
ben bzw. ihr jetzt nicht entgegenwirken zu 
können. Die Problematik ist offengelegt, die in 
dem Glauben an die stetigen Selbstheilungs-
kräfte der Wirtschaft vernachläs
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sigte Pflege 
jetzt benötigter Instrumente muß nachgeholt 
werden ).
Dies um so mehr, als das Hoffen und Ver-
trauen auf die „problemlösende, selbsthei-
lende Kraft der privaten Wirtschaft“ allein 
nicht ausreicht, in absehbarer Zeit einen we-
sentlichen Beitrag zur Entspannung des Ar-
beitsmarktes zu liefern: Die Kapazitätsausla-
stung der verarbeitenden Industrie sinkt seit 
1971/72. Die vorhandenen Kapazitäten sind 
gegenwärtig im Durchschnitt nur zu 60 Pro-
zent ausgelastet, bei einer „Normalausla-
stung" von 88 bis 90 Prozent9). Wieweit die 
Arbeitslosigkeit durch einen ähnlich starken 
Aufschwung wie 1968

3%

 abgebaut werden kann, 
muß mit Skepsis beurteilt werden. Damals 
stieg das Bruttosozialprodukt real um 7,3 °/  
bei einer gesamt höheren gesamtwirtschaftli-
chen Kapazitätsauslastung von 78 %. Gegen-
wärtig muß der Start also von einem niedri-
geren Auslastungsgrad industrieller Anlagen-
nutzung ausgehen, d.h., bei der optimistischen 
Annahme eines realen Zuwachses des Brutto-
sozialproduktes von vier bis fünf Prozent ist 
nach Schätzungen des Instituts für Wirt-



Schaftsforschung (Ifo) trotzdem die durch-
schnittliche Arbeitslosigkeit 1976 über dem 
Niveau von 1975, d. h. über 1,1 Millionen.

Unter diesen Voraussetzungen muß die Mög-
lichkeit eines „Absaugens" des Arbeitsmark-
tes allein von der Nachfrageseite des Be-
schäftigungssystems her in naher Zukunft mit 
Distanz beurteilt werden. Verstärkt müssen 
angebotsorientierte Ansätze berücksichtigt 
werden, die den faktisch vorhandenen Uber-
schuß an Arbeitskräften — bei einer offenen 
Stellenzahl, die das fluktationsbedingte Mini-
mum kaum noch oder gar nicht mehr über-
steigt — durch beschäftigungspolitische Al-
ternativen abzubauen versuchen.

Die Diskussion der angebotsseitigen Entla-
stungseffekte des Arbeitsmarktes ist relativ 
weit fortgeschritten und bestimmt teilweise 
längst die tägliche Praxis der Arbeitsämter.

Die Ausschöpfung der Möglichkeiten der 
Fortbildung und Umschulung ist aufgrund des 
Arbeitsförderungsgesetzes längst Bestandteil 
des Programmhaushaltes der Bundesanstalt 
für Arbeit10 ). Die Grenzen solcher Maßnah-
men sind rein quantitativ abgesteckt durch 
das Angebot an Fortbildungs- und Umschu-
lungsplätzen. Die Nettoeffekte bei der Nut-
zung von Fortbildungsmöglichkeiten für den 
Arbeitsmarkt sind unter den aus

11

schöpfbaren 
Ausbildungsplatz-Angebotsbedingungen mit 
50 000 Auszubildenden relativ gering einzu- 
schätzen ). Die Wahrscheinlichkeit, daß nach 
dem Ausbildungsförderungsgesetz fortgebil-
dete Arbeitslose nach Absolvierung von Fort-
bildungs- und Umschulungsveranstaltungen 
bei allgemeiner Arbeitsplatzunsicherheit und 
anhaltendem Schrumpfen des Arbeitsplatzpo-
tentials trotzdem keine adäquate, vertragliche 
Bestätigung ihrer Fortbildungsbemühungen 
erhalten, ist leider vorhanden.

10) Vgl. Lutz Reyher, Beschäftigungspolitische Al-
ternativen zu hoher Arbeitslosigkeit. Vergleichende 
Kostenerwägungen zu unterschiedlichen Instrumen-
ten der Arbeitsmarktsteuerung, in: WSI-Mitteilun- 
gen 2/1975, S. 63 ff.
11) A.a.O.

Weitere kurzfristig wirksame Maßnahmen, 
die Zahl der Arbeitslosen zu reduzieren, sol-
len hier nur stichwortartig angeführt werden. 
Wenn es auch gelingen mag, durch Verlänge-
rung der Schulzeiten — falls eine entspre-
chende Zahl von Lehrern und ausreichende 
Raumkapazität vorhanden sind — und durch 
vorzeitige Beendigung des Erwerbslebens (fle-
xible Altersgrenze) sowohl eine Verzögerung 
des jahrgangsbedingten Zuwachses an Er-
werbspersonen bzw. eine beschleunigte Ver-

ringerung der Alterserwerbstätigkeit zu errei-
chen, so haftet diesen Maßnahmen stets ein 
Hauch von menschenverachtender, techno-
kratisch-perspektivloser Arbeitsmarktbeein-
flussung an. Auf die sozialen und psychi-
schen Folgeprobleme sowohl der jungen Men-
schen — die etwa ein Jahr länger in Schulen 
gehortet werden — als auch der frühzeitig 
„flexibel" aus dem aktiven Erwerbsleben her-
ausgenommenen älteren Menschen kann bei 
solch grober Mechanik — eben weil z. Z. 
noch keine verfeinerten Methoden einsetzbar 
sind — keine Rücksicht genommen werden.
Ebenso sind Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
wohl kurzfristig geeignet, als eine „ergiebige“ 
Instrumentenvariable den lokalen Arbeitslo-
senbestand zu reduzieren. Voraussetzung ist 
allerdings das Vorhandensein von fortge-
schrittenen Arbeitsprogrammen, die nicht so-
wieso in Kürze in Arbeit genommen werden 
sollen bzw. von Gewährleistungen, daß die 
von der BA für solche Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen bereitgestellten Gelder nicht zur 
Substituierung von kommunalen Haushalts-
lücken benutzt werden.
Ein „Einfrieren" der Ausländerbeschäftigung 
und der forcierte Abbau des „Gastarbei-
ter“bestandes in der Bundesrepublik ist nur 
formal und letztlich nicht endgültig ein Aus-
weg, von dem hohen Sockel der Arbeitslosig-
keit herunterzukommen. Zweifel müssen sich 
regen, wieweit dieser Ausweg gangbar ist. 
Tatsache ist doch, daß sich die Rückwande-
rung ausländischer Arbeitnehmer in die Ent-
sendeländer verlangsamt und ein „harter 
Kem“ von Ausländern sichtbar wird, der sich 
durch langjährige Tätigkeit die Aufenthalts-
berechtigung im Bundesgebiet längst erarbei-
tet hat.

IV. Zum Selbstverständnis erweiterter Be-
schäftigungspolitik

Mit solchen beschäftigungspolitischen Instru-
menten allein kann nicht der Weg von dem 
enggefaßten Begriff der Arbeitsmarktpolitik 
hin zu dem notwendigerweise weitergefaßten 
Begriff der Beschäftigungspolitik begangen 
werden. Es fehlt bei allen kurzfristigen Erfol-
gen, die mit dieser Art Krisenmanagement er-
zielt werden können, die Einbettung und Ein-
fügung dieser Maßnahmen in ein zumindest 
mittelfristiges arbeitsmarktpolitisches Grund-
konzept.
Um allerdings der komplexen Arbeitsmarkt-
mechanik mit dieser Anforderung bewußt 
steuernd gerecht zu werden, müßte ein Instru-
mentarium vorhanden sein, das ausreicht, die 



relativ anonyme, auf betriebskalkulatorische 
Eigenheiten rücksichtnehmende private Per-
sonalpolitik der Nachfrageseite des Arbeits-
marktes einzubeziehen in außerbetrieblich an-
setzende Maßnahmen einer Beschäftigungs-
planung, die von den mehr oder minder be-
einflußbaren Eckgrößen der Arbeitszeit, der 
Erwerbsquote und der regionalen Mobilitäts-
bereitschaft bestimmt wird.

Eine instrumentelle Einlösung dieses theoreti-
schen Anspruches muß der zentralen Proble-
matik öffentlich unkontrollierter Freisetzun-
gen von Arbeitskräften wirksam entsprechen 
können. Im Kern wird es darum gehen, die 
Personalpolitik der privaten Einzelunterneh-
men durch sowohl externe (staatliche) Anrei-
ze als auch durch eine betriebsintern sich 
auswirkende gewerkschaftlich durchzusetzen-
de Vertragspolitik zu beeinflussen.

Jeder zukunftsorientierte Ansatz einer „inte-
grierten" Beschäftigungspolitik — also der 
Versuch des koordinierten Zusammenspiels 
zwischen außer- und innerbetrieblich anset-
zenden arbeitsmarktwirksamen Maßnahmen 
— sieht sich einem „objektiven“ Dilemma 
ausgesetzt, nämlich die Mechanismen privat- 
wirtschaftlicher Tätigkeit in gesamtgesellschaft-
liche Funktionserfordernisse besser einord-
nen zu müssen. Die vielfach bestehende An-
sicht, daß staatliche Politikintention der 
Starrheit des Zwangsmechanismus einer pri-
vaten Kapitalverwertung stets unterzuordnen 
ist (wie es undifferenzierte staatsmonopolisti-
sche Ansätze unterstellen), muß aufgrund 
vorliegender Forschungsergebnisse einer po-
lit-ökonomisch-systemtheoretisch vorgehen-
den Verwaltungswissenschaft mindestens re-
lativiert wer 12den ). Wer das marktwirt-
schaftliche System mit seinem bestimmenden 
privaten Kem absolut als „black-box" be-
trachtet, und von hier aus z. B. krisentheoreti-
sche Folgerungen ableitet13), übersieht, daß 
mittels spezifischer staatlicher Politiken (s. u.) 
sensitive Einwirkungsfelder und Beeinflus-
sungsmöglichkeiten auf die privat getroffenen 
Investitionsentscheidungen vorhanden sind.

14) Dazu Gottfried Bombach, Die Vorausschätzun-
gen des langfristigen Bedarfs und der langfristigen 
Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitskräften 
in Beziehung zum Wirtschaftswachstum, jetzt wie-
der abgedruckt in: Peter R. Straumann (Hrsg.), 
Neue Konzepte der Bildungsplanung. Ein Beitrag 
zur Kritik der politischen Ökonomie des Bildungs-
sektors, Hamburg 1974, S. 125 ff.
15) Alexander Krafft, Substitution und Flexibilität 
in Analysen des Bedarfs an qualifizierten Arbeits-
kräften, in: ebd., S. 292 ff.
16) Dieter Mertens, Der unscharfe Arbeitsmarkt — 
Eine Zwischenbilanz der Flexibilitätsforschung, in: 
Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung, 6. Jg., H. 4/1975.

Mindestens folgende Politikfelder haben von 
ihren untereinander bestehenden Dependen-
zen her sowohl direkt als auch indirekt Ein-
fluß auf die stets fluktuierenden Angebots- 
Nachfrage-Salden des Arbeitsmarktes:

12) Zu den Ergebnissen politologisch-soziologisch 
orientierter Verwaltungswissenschaft jetzt, Peter 
Grottian/Axel Murswieck (Hrsg.), Handlungsspiel-
räume der Staatsadministration, Hamburg 1974.
13) Exemplarisch, aber differenziert Volker Ronge/ 
Günter Schmieg, Restriktionen politischer Planung, 
Frankfurt 1973.

— Auf die arbeitsmarktwirksamen Möglich-
keiten global ansetzender staatlicher Konjunk-
tur-, Steuer-, Währungs- und Zinspolitik und 
auf deren Chancen, bei der jetzigen unzuläng-
lichen Anlagenausnutzung industrieller Kapa-
zitäten eine nachhaltige Beeinflussung des 
angebotenen Beschäftigungsvolumens zu er-
reichen, wurde schon eingegangen.
— Das Scheitern bildungsökonomischer Be-
darfsprognosen ist offensichtlich. Die Ablei-
tung von Schüler- bzw. Studenten-Relationen 
je Berufsfeld aus einem langfristig prognosti-
zierten Bruttosozialproduk

14
tanstieg — wie es 

dem klassischen Manpower-Ansatz )  ent-
spricht — ist als Entscheidungshilfe für die 
administrative Bildungsplanung nicht länger 
haltbar. Die Bildungspolitik in ihrem Verhält-
nis zum Beschäftigungssystem hat sich ver-
mehrt die Ergebnisse neuerer Untersuchun-
gen 15)  zu eigen zu machen. Gerade die Er-
kenntnis, daß sich der Arbeitsma
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rkt „unscharf“ 

verhält ) — d. h. spezifische Ausbildungs-
qualifikation werden von unterschiedlichen 
Berufsfeldern absorbiert —, hat verstärkt Ein-
gang zu finden in die Vermittlungsvorgänge 
von Arbeitskräften.

Die Tatsache, daß das Beschäftigungssystem 
sich qualifikationsmäßig allgemein als „Alles- 
schlucker" auffassen läßt, hat neben bildungs-
reformerischen (vgl. die Begründungen zur 
Einführung des Beruf sgrundbildungsjahres) 
auch arbeitsmarktwirksame Folgen. Die Ab-
schottung branchenspezifischer Teilarbeits-
märkte sollte auf der Basis dieser Erkenntnisse 
— mindestens von Seiten der Arbeitsvermitt-
lung — nicht mehr als fluktationshindernd an-
gesehen werden.
— Mit der Verteidigungspolitik und der An-
passung der Personalrekrutierungspolitik der 
Bundeswehr an die jeweilige Konjunkturlage 
kann für deutsche Verhältnisse ein neuer 
Weg begangen werden (vgl. das Beispiel 
Schweden). Darüber hinaus sollte es zur Pra-
xis werden, die Vergabe von spezifischen Rü-
stungsaufträgen an die Industrie mit beschäf-



tigungswirksamen Vereinbarungen zu kop-
peln.
— Der Erfolg der Sozialpolitik wird ange-
sichts der zu erwartenden wirtschaftlichen 
Stagnationsphase daran zu messen sein, wie-
weit es ihr gelingt, die im individuellen Be-
reich auftretenden Folgen einer Erosion des 
Glaubens an die unbegrenzte Wohlstands-
mehrung aufzufangen. Aktive Sozialpolitik ist 
notwendig, um mit dem im Ausbildungsförde-
rungsgesetz institutionalisierten Solidarprin-
zip in modifizierter Form ein wesentliches In-
strument zukünftiger Beschäftigungspolitik zu 
erhalten (s. u.).
— Die Bedeutung der regionalen Strukturpoli-
tik läßt sich daran messen, daß in wirtschaft-
lich schwachen Branchen und Regionen bzw. 
in einseitig strukturierten Gebieten besonders 
hohe Arbeitslosigkeit anzutreffen ist. Um eine 
verbesserte und gleichgewichtigere regionale 
Verteilung der Arbeits- und Lebensbedingun-
gen zu erreichen, muß eine intensivere Ab-
stimmung einzelner wirtschafts- und sozialpo-
litischer Maßnahmen erfolgen. Die Koordinie-
rung hat die sektorale Strukturpolitik in ihren 
möglichen Auswirkungen auf die regionale 
Beschäftigungslage einzubeziehen, um daraus 
dann Maßnahmen zur beruflichen Anpassung 
durch Verteilung von Bildungs- und Ausbil-
dungsmö 17glichkeiten abzuleiten ).
— Aufgabe der Europapolitik ist es, der Inter-
nationalität der Arbeitsmarktproblematik von 
heute gerecht zu werden. Entscheidungen mit 
Langfristwirkung sind heute notwendig: Steht 
z. B. industrielle „Sanierung“ der Entsende-
länder von ausländischen Arbeitnehmern 
durch die hochindustrialisierten westlichen In-
dustrienationen letztlich im Widerspruch zu 
Erfordernissen, langfristig — auch noch über 
1985 hinaus — das Erwerbspersonenpotential 
durch „Gastarbeiter" ergänzen zu müssen? Es 
könnte sich empfehlen, den „harten Sockel“ 
der momentan im Inland befindlichen auslän-
dischen Arbeitnehmer schon deshalb nicht um 
jeden Preis abzubauen, weil mit der sozialen 
Integration dieser Menschen ein Aspekt not-
wendiger Arbeitsmarkt-Langfriststrategie ab-
gedeckt 18 wird ).

Diese Darstellung von Politikfeldern, die mit 
dem Arbeitsmarkt in einem interdependenten 
Wirkungszusammenhang stehen — die Ge- 
sundheits- und Familienpolitik müssen dazu-

17) Ausführlicher bei: Ursula Engelen-Kefer, Ge-
werkschaftliche Ansätze regionaler Strukturpolitik, 
in: Gewerkschaftliche Monatshefte 1/75, S. 3 ff.
18) Vgl. Jürgen Kühl, Entwicklung und Struktur der 
Ausländerbeschäftigung, in: Gewerkschaftliche Mo-
natshefte 1/74, S. 10 ff. 

gerechnet werden —, kann hier nur skizzen-
haft bleiben. Deutlich sollte aber geworden 
sein, daß das Arbeitsmarktgeschehen ver-
ständlicher werden kann, w
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enn stets die 

Wechselwirkungen dieser Politiken )  unter-
einander — in bezug auf den Arbeitsmarkt — 
und in ihren mindestens diffusen Auswir-
kungen auf das Produktions- und Absatzver-
halten der Arbeitsorganisationen (Betriebe, 
Unternehmen usw.) berücksichtigt wird.
Dieser komplexe Anspruch umreißt noch am 
ehesten die Rolle und übergreifende Bedeu-
tung einer zukünftigen Beschäftigungspolitik. 
Adäquat läßt sich der öffentlich bislang nicht 
abzudeckende Informationsmangel — über 
die ablaufenden Vorgänge in dem privatwirt- 
schaftlichen Teilsystem der bestehenden Ge-
sellschaftsformation — nur durch Mitbestim-
mungszugeständnisse offenlegen.
Eine Beschäftigungspolitik, die trotz dieses 
Informationsdefizites Probleme struktureller 
Dauerarbeitslosigkeit abarbeiten muß, ist 
dazu noch am ehesten in der Lage, wenn sie 
berücksichtigt, daß das informationsmäßig vor-
ab nicht erschließbare private Wirtschafts-
system eingewoben ist in erreichbare Beein-
flussungsfelder staatlicher Teilpolitiken, daß 
es aufgrund seiner systemischen Eigendynamik 
(Konzentrationsvorgänge, Arbeitsteilung, Ra-
tionalisierung) und der damit verbundenen 
beschäftigungswirksamen Effekte mindestens 
partiell in seinen Entwicklungstendenzen trans-
parent ist.
Ein Ergebnis dieser beschäftigungspolitischen 
„Philosophie" muß sein, daß angesichts der 
dargelegten tiefgreifenden, strukturell beding-
ten Beschäftigungskrise sehr viel mehr Phan-
tasie erforderlich ist, um über die arbeits-
marktwirksamen Notmaßnahmen von heute 
hinaus zu gekoppelt ansetzenden Lenkungsan-
sätzen zu kommen. D. h., die schon vorhande-
nen indirekten Möglichkeiten zur Beeinflus-
sung der Nachfrageseite des privaten Sektors 
müssen mindestens ergänzt werden um An-
sätze zu einer flexiblen Bereitstellung von be-
nötigtem Arbeitsvolumen (Arbeitskraft X Ar-
beitszeit).
Ein solcher Ansatz zur „Simultanpolitik“ liegt 
z. Zt. schon im Bereich staatlicher „Steu- 
erungs"möglichkeiten der privaten Wirt-
schaft, nur ist diese notwendige beidarmige 
Ausrichtung (spezifisch könnte dies sein: 
Kopplung wirtschaftspolitischer Maßnahmen

19) Mehr dazu bei Dieter Mertens, Der Arbeits-
markt als System von Angebot und Nachfrage, in: 
Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung, 6. Jg., H. 3/1973, S. 229 ff. Jetzt über 
auch Günter Schmid, a. a. O., 1975. 



mit branchenspezifisch und regional unter-
schiedlichen flexibel einsetzbaren Arbeitszeit-
verordnungen) der Politikintentionen noch 
zu wenig im administrativen Problembewußt-
sein vorhanden; noch fehlen konkrete Mög-
lichkeiten, durch z. B. variable Arbeitszeitpo-
litik das jeweils vom Markt benötigte Ar-
beitsvolumen bereitzüstellen; noch fehlt ein 
Instrumentarium, um durch flexible zeitliche 
Herausnahme von Erwerbspersonen aus Teil-
arbeitsmärkten auf die spezifische Situation 
unausgelastet fahrender bzw. sich durch Ra-
tionalisierung wettbewerbsfähiger machender 
Wirtschaftsbranchen zu reagieren.
Um an einem Beispiel zu zeigen, was nicht si-
multane Politikintention ist, soll hier ein vom 
BMWi herausgegebenes Merkblatt über die 
Kooperationserleichterungen für kleine und 
mittlere Unternehmen nach § 5 b des Kartell-
gesetzes vom 15. April 1975 zitiert werden.
Dabei geht es darum, die „Leistungsfähigkeit 
kleinerer und mittlerer Unternehmen“ zu för-
dern. Eine Ergänzung des Kartellgesetzes er-
laubt demnach bindende zwischenbetriebliche 
Verträge von mittelständischen Unternehmen 
untereinander. Ziel dieser Art der Koopera-
tionsvereinbarungen ist — wenn „der Wettbe-
werb auf dem Markt nicht wesentlich beein-
trächtigt wird" —, zu einer „Rationalisierung 
wirtschaftlicher Vorgänge" zu kommen.

Die spezifischen Wettbewerbsschwierigkeiten 
des Mittelstandes versucht der Gesetzgeber 
durch Kooperationszugeständnisse abzumil-
dern. Allerdings, die beschäftigungswirksa-
men Folgeeffekte dieser öffentlich zugestan-
denen zwischenbetrieblichen Rationalisie-
rungsmöglichkeiten werden nicht durch ent-
sprechende kompensierende Auflagen ausge-
glichen. Der solcherart „freigesetzte" Arbeit-
nehmer wird eindeutig hinter das abstrakte 
Funktionieren wettbewerbsorientierter Markt-
mechanismen gestellt. Die „Simultanität", die 
in solchen Zugeständnissen an verbesserte 
einzelbetriebliche Auftragslage, Gewinnerwar-
tung und Investitionsplanung steckt, ist be-
schäftigungspolitisch eindeutig negativ einzu-
schätzen.
Bislang setzt — wenn solch rationalisie- 
rungs,,geschädigte" Arbeitslose das Arbeits-
marktkonto belasten —stets ein längst ritua-
lisierter Mechanismus zur Zahlung von Ar-
beitslosenunterstützung, zur Fortbildung und 
Umschulung, zur „Verrentung" ein. Mit die-
sem vom AFG vorgeschriebenen, letztlich 
doch passiven Reaktionsmuster werden die 
beschäftigungswirksamen Folgen von wettbe-
werbsfördernden Gefügeverschiebungen zu 
kompensieren versucht. Die dynamisch — d. h. 

auch in ihrer Richtung unkontrolliert — ver-
laufenden Schrumpfungs- und Anpassungs-
prozesse sowohl im Wettbewerbs- als auch 
im von Marktwidrigkeiten weitgehend gelö-
sten Oligopolsektor 20)  sind der Generator für 
die Einspeisung von „Anpassungs- und 
Schrumpfungsopfern“ (d. h. Arbeitslosen) in 
den Arbeitsmarkt.
Vor dem Hintergrund dieser systematischen 
Vorgänge muß ein beschäftigungspolitischer 
Ansatz diskutiert werden, der — von der In- 
tention her — solche systemisch bedingten 
Arbeitskraft-Freisetzungen vor dem Abstoß 
auf den Arbeitsmarkt durch Flexibilität in 
zwischenbetrieblicher Arbeitszeitpolitik auf-
zufangen versucht21).

20) Zu diesen Strukturelementen einer „mixed 
economy" vgl. jetzt Paul Mattik, Krise und „ge-
mischte Wirtschaft“, in: Brandes (Hrsg.), Perspek-
tiven des Kapitalismus, Ffm. 1974, S. 11—30.
21) Zu diesem Vorschlag in der wissenschaftlichen 
Diskussion: Dieter Mertens, Aktive Arbeitsmarkt-
politik bei Wachstumsreduktion. Lag als Thesen-
papier einem Seminar „Aktive Arbeitsmarktpolitik' 
in Berlin vom 24.—26. 4. 1975 vor.

Auch in der publizistischen öffentlichen Dis-
kussion machte dieser Vorschlag in jüngster 
Vergangenheit Schlagzeilen: „Durch kürzere 
Arbeitszeit die Arbeitslosenzahl verringern", 
so der Hamburger Senator für Arbeit und So-
ziales in der „Westdeutschen Allgemeinen 
Zeitung" vom 15.7. 1975. „100 verdienen, 50 
stehen draußen", so der Tenor eines „Spie-
gel"-Interviews mit Hamburgs Bürgermeister 
Klose über Arbeitslosigkeit („Spiegel" vom 
28. 7. 1975).
Im Kontext dieser Arbeit soll dieser Vor-
schlag nun logisch am Beispiel des Abbaues 
von Überstunden entwickelt werden. Proble-
matisierende Fragestellungen zur Umsetzbar-
keit sollen die plausiblen Schwierigkeiten 
offenlegen, die unter den gegebenen Bedin-
gungen der Gesamtsystemstruktur einer Rea-
lisierung dieses Vorschlages entgegenstehen; 
offengelegt werden sollen aber auch die Chan-
cen für eine „integrierte" bzw. „simultane" 
Beschäftigungspolitik.

V. Arbeitszeitflexibilität als Konzept

1. Das Modell

Zur Entwicklung des Grundprinzips eignet 
sich folgendes Gedankenmodell:
In einem Arbeitsamtsbezirk — irgendwo in 
der Bundesrepublik — sind verschiedene 
Branchen A, B, C (Chemie, Textil-, Luftfahrt- 



beitsorganisationen angesiedelt.
_ Die interne Situation in den Unternehmen 
A der chemischen Industrie (6 000 Beschäftig-
te) ist aufgrund der hohen Exportabhängig-
keit der ganzen Branche sehr angespannt. An 
die Einstellung neuer Mitarbeiter kann schon 
seit längerem nicht mehr gedacht werden. 
Stets muß das Arbeitsamt mit der Ankündi-
gung von weiteren Entlassungen rechnen.
— In den B-Unternehmen (3 000 Beschäftigte) 
der Textil-Branche ist nach schwierigen Zei-
ten verhaltener Optimismus eingekehrt. Tex-
tilien werden wieder gekauft. Trotzdem 
herrscht weiter ein genereller Einstellungstop 
vor. Einige Firmen müssen allerdings noch 
Kurzarbeit einlegen.
— Die Lage in den C-Unternehmen (5 000 Er-
werbspersonen), die der Luft- und Raumfahrt-, 
aber auch der Automobilindustrie zuarbeiten, 
ist z. Zt. dank interessanter Projekte und ei-
nes anhaltenden „Frühlings" im Kraftfahr-
zeugsektor relativ stabil und die mittleren 
Aussichten einer weitgehenden Kapazitäts-
auslastung werden positiv eingeschätzt. Die 
Mitarbeiter, die aus Altersgründen ausschei-
den oder fluktuationsbedingt diese C-Unter- 
nehmen verlassen, werden durch Neueinstel-
lungen ersetzt. In einigen dieser marktstarken 
Firmen werden Überstunden gefahren. Die 
Personalabteilungen haben Anweisung, Perso-
nalaufstockungen vorzunehmen.
Während die A-Unternehmen das Arbeits-
marktkonto belasten, sind die B-Unternehmen 
arbeitsmarktneutral. Die C-Unternehmen su-
chen sich sowohl auf dem lokalen als auch 
auf dem überregionalen Arbeitsmarkt ihre 
neuen Mitarbeiter.
Die Zahl der Arbeitslosen in diesem Arbeits-
amtsbezirk umfaßt zum Zeitpunkt t 125 Per-
sonen. Eine Differenzierung dieser Arbeitslo-
sen nach Berufsanfängern, nach gesundheit-
lich Eingeschränkten, Teilzeitarbeitungssu- 
chenden usw. soll im Rahmen dieses Gedan-
kenmodells nicht vorgenommen werden. Der 
Einfachheit halber gelte dies ebenso für die 
möglichen Rechtsformen der einzelnen Ar-
beitsorganisationen (AG., GmbH., stille Teil-
haber usw.).
Die tariflich vereinbarte normale Arbeitszeit 
soll, für alle Branchen gleich, mit 40 Stunden 
pro 5-Tage-Woche angenommen werden.

2. Die Wirkungsweise des Konzeptes auf der 
Zeitebene
Auf einem — imaginären — Zeitkonto der C- 
Unternehmen sammeln sich nicht nur Woche 

an (5 000 Erwerbspersonen multipliziert mit 
40 Stunden normaler Wochenarbeitszeit), son-
dern dadurch, daß 1 000 Personen noch zu-
sätzlich wöchentlich je 10 Überstunden arbei-
ten können, erhöht sich das erreichte und da-
mit produktiv verbrauchte Zeitpotential um 
10 000 Stunden auf 21 ■ 104 Stunden.
Das tariflich zugestandene ausschöpfbare 
Zeitvolumen in den B-Unternehmen von 
(3 000 X 40) 12 • 104 Wochenstunden kann auf-
grund der Situation in der Textilbranche 
nicht voll „ausgefahren" werden. Für 500 Per-
sonen mußte nämlich wiederholt verkürzte 
Arbeitszeit von 10 Stunden/Woche angemeldet 
werden. Die real verbrauchte kollektive Ar-
beitszeit blieb demnach um 5 000 Stunden 
unter dem ausschöpfbaren Zeitbudget.
Das Niveau des erreichten Zeitpotentials in 
den A-Unternehmen schrumpft ständig. Das 
Zeitkonto auf der Basis von 6 000 Beschäftig-
ten betrug 24 • 104 Wochenstunden. 125 Perso-
nen mußten insgesamt in letzter Zeit von A- 
Unternehmen entlassen werden. D. h., das ab-
fahrbare Zeitvolumen ist in t um 5 000 Wo-
chenstunden geringer als vor den Entlassun-
gen.
Eine Bilanzierung der geleisteten bzw. nicht 
geleisteten globalen Arbeitszeit für den hier 
angenommenen fiktiven Arbeitsamtsbezirk er-
gibt den trivialen Schluß, daß ein branchen-
übergreifender, imaginärer Zeitfonds — unter 
den Bedingungen dieses Modells — als ausge-
glichen anzusehen ist. (Den 10 000 Überstun-
den stehen 5 000 „gefeierte" Kurzarbeiterstun-
den und 5 000 durch Entlassung verlorene 
Stunden gegenüber.)
Arbeitszeitflexibilität auf der logischen Ebene 
bedeutet bei dieser Konstellation, daß die 
1 000 Überstunden leistenden Erwerbstätigen 
der C-Unternehmen zur normalen 40-Stunden- 
arbeitszeit pro Woche zurückkehren müßten. 
Die zur Abarbeitung bereitstehenden 10 000 
„über"stunden pro Woche können dann — 
mindestens rechnerisch — durch Einbezie-
hung der 125 freigesetzten ehemaligen Che-
mie-Mitarbeiter und der 500 Textil-Kurzarbei- 
ter „abgefahren" werden.
Da die Wochenarbeitszeit der Kurzarbeiter in 
t„ = 30 Wochenstunden beträgt, muß den 
125 entlassenen Chemie-Werkern (alle stehen 
dem Arbeitsmarkt zur „Verfügung") zunächst 
die Aufholung dieses arbeitszeitlichen „Vor-
sprunges" der Kurzarbeiter vor den Arbeitslo-
sen zugestanden werden. D. h. von den 10 000 
Stunden, die die C-Unternehmen dem Arbeits-
markt zur Abarbeitung zur Verfügung stellen, 
werden (125 Personen X 30 Stunden) = 3 750 



siunuen von aen „Aroeitsiosen' abgedeckt. 
Das darüber hinaus noch vorhandene Arbeits-
zeitvolumen von 6 250 Stunden wird unter 
den 625 „betroffenen" Erwerbspersonen (500 
Kurzarbeiter, 125 ehemalige Arbeitslose) 
gleichmäßig aufgeteilt.

3. Ergebnis und Ausblick

Unter den hier gesetzten „freischwebenden" 
Annahmen des Gedankenmodells konnte 
deutlich gemacht werden, daß rein rechne-
risch und logisch nach dem hier am Beispiel 
des Abbaues von Überstunden auf der Zeit-
ebene entwickelten Konzepts ergiebige Ent-
lastungseffekte auf dem Arbeitsmarkt zu er-
warten sind. Grundlage des Wirkungsmecha-
nismus ist die abstrakte Vorstellung, daß sich 
das Prinzip der Solidargemeinschaft auf die 
Dimension Arbeitszeit ausdehnen läßt. Grund-
sätzlich kann dieses Konzept dann zum Tra-
gen kommen, wenn analog zu dem herkömm-
lichen Solidarprinzip des AFG, d. h. über die 
Zahlung von Beiträgen an die Bundesanstalt 
für Arbeit hinaus, von den Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern diejenigen Zeitkapazitäten, die 
die Normalarbeitszeit überschreiten, an 
einen „Zeitfonds" weitergemeldet werden. Die 
Abdeckung von auftretenden Arbeitsmarkt-
diskrepanzen sollte in einem lokalen Arbeits-
amtsbezirk dann gelingen, wenn potentiellen 
Arbeitszeitbedürftigen ein individuell ab-
arbeitbares Zeitpaket aus dem „Zeitfonds“ zu-
geteilt wird.
Die beschäftigungswirksame Ergiebigkeit ei-
nes solchen variablen Arbeitszeitinstrumentes 
kann über die Arbeitszeit-Äquivalenz zwi-
schen angemeldetem Überstunden-Zeitvolu- 
men und damit einsetzbaren Arbeitslosen auf 
die Verkürzung der wöchentlichen Arbeits-
zeit und auf den tariflichen Jahresurlaub aus-
gedehnt werden 22).

Vorliegende optimistische Rechnungen über 
die erreichbaren beschäftigungsmäßigen Ent-
lastungseffekte des Arbeitsmarktes — unter 
den Bedingungen praktikabler Arbeitszeitfle-
xibilitäten — seien 
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der Vollständigkeit halber 

angeführt ):
— Im Durchschnitt der gesamten Industriear-
beiter wurden im Januar 1974 noch wöchent-
lich zwei Überstunden geleistet. Könnte die-
ses Maß um die Hälfte reduziert werden, er-
gäbe sich ein Entlastungseffekt von ca.

22) Weitere Arbeitszeitelemente, die wirksam in 
das Konzept der Arbeitszeitflexibilität einzuordnen 
sind, nennt B. Teriet, Jahresarbeitszeit und Urlaub, 
in: WSI-Mitteilungen 2/1975, S. 49 ff.
23) Reyher, a. a. O.

2bt) Mill. Stunden, das entspräche dem Äqui  
valent von ca. 144 000 Arbeitslosen.
— Würden die für die beiden nächsten Jahre 
vorgesehenen Verkürzungen der wöchentli-
chen oder monatlichen Arbeitszeit schon in 
diesem Jahr vorgenommen, d. h. die jährliche 
Arbeitszeit um 0,2 Prozent bzw. 3,5 Stunden 
verkürzt, könnten für 86 000 Arbeitslose pro-
duktiv zu nutzende Zeitkontingente „ausgege-
ben“ werden.
— Die Entlastung des Arbeitsmarktes durch 
Verlängerung des tariflichen Jahresurlaubes 
— d. h. die Vorverlegung dieser Entwicklung 
auf dieses Jahr — bedeutet den Gewinn eines 
Arbeitszeitvolumens, das auf ca. 245 000 Ar-
beitslose aufzuteilen wäre.
Diese hypothetischen Zahlenspiele sollen hier 
nur verdeutlichen, welchen instrumenteilen 
Rang eine flexible Arbeitszeitpolitik einneh-
men kann.
Allerdings ist die Frage nach der Operationa- 
lisierbarkeit dieser abnormen — weil neuen 
— Vorstellungen bisher nicht soweit konkre-
tisiert worden, daß der politisch-administra-
tive Entscheidungsbedarf ermittelt werden 
könnte. Aber wenn es richtig ist, daß bei an-
haltender technologisch und strukturell be-
dingter Arbeitslosigkeit nur eine Verstärkung 
der kompensierenden Funktionen des Wohl-
fahrtsstaates systematische Fehlentwicklun-
gen des marktwirtschaftlichen Systems aus-
gleichen kann — um so die Gefahr von desta-
bilisierenden bereichsspezifischen Legitima-
tionseinbrüchen aufzufangen dann muß 
weitergehend geprüft werden, ob der An-
spruch, zu einer „integrierten" Beschäfti-
gungspolitik zu kommen, Realisierungschan-
cen besitzt.

VI. Realisierungschancen beschäftigungswirk-
samer Arbeitszeitpolitik

In den folgenden Ausführungen soll skizzen-
haft durch zwei „Einstiege" aufgezeigt wer-
den, welchen Anforderungen ein Realisie-
rungsversuch zur Einführung flexibler Ar-
beitszeitregelungen standhalten muß. Schwer-
punktartig bezieht sich die Ableitung von 
notwendigem Entscheidungsbedarf auf indu-
strielle Tätigkeitsfelder, also auf jene Unter-
nehmen, deren Tätigkeit überwiegend durch 
maschinelle Fabrikation bestimmt wird.
Ziel des privatwirtschaftlichen Produktions-
prozesses ist es, die Bedingungen zur Profiter-
zielung laufend zu verbessern. Diese Orientie-
rung äußert sich gegenüber dem einzelnen 
Unternehmen als ein Zwangsmechanismus, 



der den Kapitaleigner dazu treiot, äiCil Stets 
gegenüber den konkurrierenden Unternehmen 
behaupten zu müssen. Das unterste Ziel in 
diesem Wettbewerbsprozeß ist dann erreicht, 
wenn es gelingt, mindestens den üblichen Ge-
winn auf das eingesetzte Kapital zu erzielen. 
Unter diesem Diktat stehend, muß das einzel-
ne Unternehmen permanent versuchen, die ei-
genen Produktionsbedingungen zu verbes-
sern, um eben besser als der Durchschnitt 
produzieren zu können.
Ein wichtiger Indikator zur Feststellung un-
ternehmerischen Erfolges ist die Arbeitspro-
duktivität. (Produktmenge pro Beschäftigten 
in DM zu konstanten Preisen.)
Kann Arbeitszeitpolitik — mit ihrem An-
spruch, gesamtgesellschaftliche Bedürfnisse 
von einzelwirtschaftlichen Interessen einge-
löst zu bekommen — einen Beitrag dazu er-
bringen, daß bei gegebener spezifischer ein-
zelbetrieblicher Produktionsstruktur und Ar-
beitsorganisation mindestens eine Sicherung 
des erreichten Standes der Arbeitsproduktivi-
tät zu erzielen ist?
Wird schon durch die jeweilige Produktions-
technik Inhalt und Umfang der von Menschen 
auszuführenden Tätigkeiten festgelegt und 
werden im Rahmen der spezifischen Arbeits-
ablauforganisation auch die Arbeitsplatzstruk-
turen mit den erforderlichen Qualifikationen 
bestimmt, liegt es an der Tragfähigkeit des 
Konzeptes Arbeitszeitflexibilität, ob der si-
cherlich mitunter auch diskontinuierliche 
Wechsel der einzelbetrieblichen Arbeitszeit-
partizipanten die Produktivität des Betriebes 
mindestens sichern kann.
Nahezu schon technisch sind Fragen nach Art 
und Inhalt der Ausgestaltung kollektiv abge-
schlossener Arbeitszeitverträge. Dies gilt 
auch für die Frage nach der konkreten, flexi-
blen Ausgestaltung des elementaren Arbeits-
platzes. Wird in Zukunft das privat angebote-
ne Arbeitsplatzpotential „sozialisiert" zugun-
sten von zeitweilig „Arbeitslosen" und zeit- 
weilig „ Erwerbstätigen" ?
Hier soll die Problematisierung dieses Aspek-
tes nicht weitergetrieben werden. Deutlich 
geworden sollte sein, daß sich Arbeitszeitpo-
litik systemintegrativ in die Funktionsbedin-
gungen gegenwärtiger Produktionsprozesse 
und Arbeitsablauforganisationen einpassen 
lassen muß. Neben der wissenschaftlichen 
Analyse dieses Problemkomplexes und der 
Erarbeitung von umsetzbaren Realisierungs-
konzepten werden auf der sozialpsychologi-
schen Ebene vermehrt von Kapitaleignern 
bzw. Vertretern des betrieblichen Manage-
ments Zugeständnisse an übergreifende Pro- 
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mit gesamtwirtschaftlichem Anspruch umset-
zen zu können.
Auf einer anderen Ebene ist die Frage nach 
dem Engagement und der Stärke solida-
rischen Verhaltens von Erwerbstätigen gegen-
über Arbeitslosen anzusiedeln. Gerade in ei-
ner Gesellschaft, die die Individualisierung 
und Vereinzelung des Menschen zum Prinzip 
erhoben und eine spezifische Konsumenten-
mentalität durch Überhöhung des materiellen 
Wohlstandsdenkens herangezüchtet hat, ist es 
zunächst eine offene Frage, ob der Noch-Er- 
werbstätige ohne Gratifikation von sich aus 
bereit ist, auf z. B. anstehende Uberstunden- 
angebote zu verzichten zugunsten eines — 
meist sicherlich unbekannten, aber arbeitslo-
sen — Mitbürgers?
Ein notwendig noch weiter zu differenzieren-
der Vorschlag, der u. U. hier materielle Grati-
fikationsangebote schaffen könnte, zielt auf 
ein erweitertes Verständnis des Solidarprin-
zips.
Möglich sollte es sein, die Beiträge von Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern an die Bundes-
anstalt für Arbeit um einen gewissen Prozent-
satz zu erhöhen, um dann aus diesem Fonds 
nicht nur wie bislang die Arbeitslosenunter-
stützung zu finanzieren (bzw. die Aufgaben 
der BA nach dem AFG zu ermöglichen), son-
dern mit diesen solidarisch abgezweigten Bei-
trägen den Verzicht auf individuelle Nutzung 
des Überstunden-Zeitvolumens zugunsten von 
Arbeitslosen zu honorieren.

Auch dieser Problematik der zeitlichen Sub-
stitution von „freiwilliger Teilarbeitslosigkeit 
durch Teilerwerbstätigkeit bei einem z. Z. glo-
bal schrumpfenden Arbeitsplatzangebot und 
bei privater Personalrekrutierungspolitik muß 
in vertiefenden Analysen nachgegangen wer-
den.

VII. Schlußbemerkung

Es hat sich gezeigt, daß allein schon die auf-
gezeigten Problemlinien, wie

— Sicherung der Arbeitsproduktivität bei 
übergreifender Arbeitszeitpolitik
und
— Zweifel an der Qualität solidarischen Ge-
meinschaftsdenkens der Erwerbstätigen
ausreichen, die Realisierungschancen des 
Vorschlages Arbeitszeitflexibilität minde-
stens kurzfristig als sehr gering erscheinen 
lassen.
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Konzeptes Arbeitszeitpolitik ist kein po-
litisch-administrativ zu bewältigender Ent-
scheidungsbedarf offenzulgen. D. h. der An-
satz Arbeitszeitflexibilität als ein Kernstück 
sowohl integriert als simultan operierender 
zukünftiger Beschäftigungspolitik ist von den 
Strukturprinzipien eines marktwirtschaftli-
chen Systems solange politisch-planerisch 
nicht umzusetzen, als die Problemsensibilität 
der agierenden Kapitaleigner nicht — um ihrer 
selbst willen — die objektive Notwendigkeit 
erkennen, in ihre spezifischen betriebswirt-
schaftlichen Rentabilitätskalküle auch Ele-
mente gesamtgesellschaftlicher Problemlö-
sungsansätze aufzunehmen.
Aber die Forderung, daß extrem werdende 
Problemsituationen unbequeme und neue Lö-
sungswege notwendig machen, bleibt beste-
hen.
Das momentane Starren auf den Anstieg bzw. 
das relative Absinken der globalen Arbeitslo-
senquote und politische Bemühungen, durch 
internationale „Weltkonjunkturpolitik" einen 
mindestens partiellen Abbau der nationalen 
Erwerbslosenzahlen zu erreichen, kann nur 
eine erste Teillösung sein, um die arbeits-
marktpolitischen Folgen des technisch-organi-
satorischen Wandels in den Produktionstech-
niken aufzufangen.
Darüber hinaus müssen angesichts des anhal-
tenden Schrumpfungsprozesses in strukturge-
fährdeten Branchen — allein in den ersten 6 
Monaten des Jahres 1975 mußten 4481 Unter-
nehmen in der Bundesrepublik Deutschland 
den Konkurs anmelden — langfristige Be-
trachtungen über die Tatsache und Auswir-
kungen von Dauerarbeitslosigkeit in demo-
kratischen Staaten angestellt werden.
Möglicherweise müssen vermehrte wohl-
fahrtsstaatliche Anstrengungen unternommen 
werden, zumindest muß das diskriminierende 
Element im sozialen Status des Arbeitslosen 
abgebaut werden. Dieses Arrangement mit 
einem sich noch stetig stärker bemerkbar 
machenden Phänomen Arbeitslosigkeit ist 
notwendig als Kompromiß zu einer Entwick- 

1 luny, tnn' uer SICH höhte scnon abzeichnet, 
daß die bisherigen „Abräumungsmuster" des 
Arbeitsmarktes nicht mehr funktionieren. 
Nicht macchiavellistisch inspirierte Ignoranz 
ist zukünftig geboten, sondern unpolemische 
Klarheit zu der Erkenntnis, daß die unbe-
streitbaren Vorteile marktwirtschaftlicher Sy-
steme auch unleugbare negative Folgewir- 
kungen haben, die mit ihrer strukturellen 
Dominanz nur durch eine übergreifende, die 
anonyme Marktdynamik notwendigerweise 
zügelnde und lenkende staatliche Wirt-
schaftspolitik aufzufangen ist. Es gilt, die 
marktwirtschaftliche Organisationsweise als 
ein vorgegebenes Instrument zu begreifen, 
denn nur mit einem solchen Selbstverständnis 
kann es gelingen, den zu kontrollierenden 
„Regler Markt" als Mittel zur Erreichung von 
gesellschaftlichen Zielen zu gebrauchen. Die-
ses anerkennen heißt aber auch einsehen, 
daß ein sich selbst überlassener Marktmecha-
nismus destruktive, freiheits- und fortschritts-
feindliche Effekte erzeugen kann. Wie anders 
ist es sonst zu erklären, daß ein von dem 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung für 1976 
prognostizierter „Aufschwung“ wohl zu einer 
besseren Kapazitätsauslastung und somit hö-
heren Arbeitsproduktivität führt, dies aber 
voraussichtlich ohne eine nennenswerte be-
schäftigungswirksame Entlastung der Arbeits-
marktkonten?
Die damit sich ergebende schärfere Heraus-
profilierung systemisch bedingter struktu-
reller und technologisch bedingter Arbeitslo-
sigkeit wird verstärkt die unkontrollierte Lo-
gik marktwirtschaftlicher Funktionsprinzipien 
in die öffentliche Diskussion bringen.
Der politischen Entscheidungsplanung in 
westlichen Industrienationen obliegt es mit-
telfristig — neben der Installierung von be-
schäftigungswirksamen Steuerungsinstrumen-
ten—, die Problematik der „Berufsarbeitslo-
sigkeit" durch attraktive Aktionsprogramme 
und sozialstaatliche Leistungen sozial zu ent-
schärfen, um so einem sich abzeichnenden 
vorläufigen Dauerzustand die ideologisch-po-
lemischen Angriffsflächen zu nehmen.



Karl-Heinz Dignas: Probleme wissenschaftlicher Beratung der Politik — gezeigt 
am Beispiel des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/75, S. 3—18

In einer immer komplexer werdenden wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Umwelt 
sehen sich die Politiker steigenden Ansprüchen der Gesellschaft gegenüber, die wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Prozesse im Sinne bestimmter Zielsetzungen zu steuern. 
Um dieser Aufgabe mit mehr Rationalität nachkommen zu können, suchen die Politiker — 
in den letzten Jahrzehnten verstärkt — Entscheidungshilfen bei einer gesellschaftlichen 
Institution, die geradezu als Inkarnation der Rationalität gilt, der Wissenschaft.
Am Beispiel des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung wird hier gezeigt, welche Probleme eine solche Zusammenarbeit zwischen Wis-
senschaft und Politik aufwirft.
Nach einer ausführlichen Darstellung des Gesetzesauftrages an den Sachverständigenrat 
werden zunächst die Fragen behandelt, die im Zusammenhang mit den im Gesetz genann-
ten wirtschaftspolitischen Zielen beantwortet werden müssen. Es handelt sich um die Inter-
pretation, die Rangfolge, die Kompatibilität (Vereinbarkeit) der Ziele und die Beziehun-
gen der ausdrücklich genannten zu anderen wirtschafts- und gesellschaftspolitisch wich-
tigen Zielen.
Im Anschluß daran wird die Frage untersucht, ob und in welcher Weise die Wissenschaft 
in der Lage ist, die von der Politik gewünschten Prognosen und Strategiehilfen zu liefern. 
Die Möglichkeiten und Grenzen einer solchen Aufgabe zeigen sich anhand der Prognosen 
des Sachverständigenrates.
Auch wenn es sich erweist, daß die Wissenschaft Handlungsmöglichkeiten aufzeigen kann, 
so wäre es doch ein Irrtum zu meinen, daß sie dem Politiker die Entscheidung für das 
politische Handeln abnehmen könnte. Erwartungen, die davon ausgehen, daß wissen-
schaftliche Beratung eine hinreichende Bedingung für erfolgreiche Politik darstellt, müssen 
enttäuscht werden. Die Politik wird nur dadurch rationaler, daß die Theorien der Wissen-
schaft und die Maßnahmen der Politik immer wieder der kritischen Prüfung unterzogen 
werden. Die gegenseitige Kritik von Wissenschaft und Politik kann dabei eine wichtige 
Funktion ausüben.

Otto Ulrich: Abbau von Arbeitslosigkeit durch flexible Arbeitszeitregelung? 
Mittelfristige Perspektiven staatlicher Arbeitsmarktpolitik.
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/75, S. 19—30

Das Problem der Arbeitslosigkeit in westlichen Industrienationen ist zum Teil auf die 
rezessive weltwirtschaftliche Entwicklung zurückzuführen, zum Teil aber auch auf tech-
nologische und strukturelle Vorgänge in den nationalen Volkswirtschaften. Systematisch 
wird Arbeitslosigkeit in hochindustrialisierten Staaten erzeugt durch Rationalisierung 
und Automatisierung industrieller Fertigungsprozesse zum Zwecke der Arbeitsprodukti-
vitätssteigerung. Das traditionelle Selbstverständnis von Arbeitsmarktpolitik, wie:. Ar-
beitslosenversicherung, Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und berufliche Weiterbildung, 
muß angesichts der bestehenden konjunkturellen und strukturellen Beschäftigungskrise 
als zu eng angesehen werden. Das bisher geläufige Instrumentarium zur Behebung von 
Arbeitsmarktungleichgewichten ist — in Anlehnung an keynes’sche Rezepte der Global-
steuerung — von vornehmlich konjunkturbeeinflussender Art, und es wird überfordert, 
wenn es auf die heutige Arbeitsmarktstrukturierung mit den zutage tretenden mehr-
fachen Strukturschwächen adäquat reagieren soll.
In Abwendung von den kompensierend wirkenden Mustern lediglich reaktiv-thera-
peutisch wirkender Arbeitsmarktpolitiken werden hier Überlegungen zu einer „inte-
grierten" bzw. „simultan" angelegten Beschäftigungspolitik angestellt. „Integriert“ zielt 
auf das Zusammenspiel von unternehmerischen Personalrekrutierungsmaßnahmen mit 
außerbetrieblich ansetzenden beschäftigungsorientierten Ansätzen (z. B. Fortbildung, 
Berufsberatung, Arbeitszeitregelung etc.). „Simultane" Beschäftigungspolitik versucht, 
die indirekt wirksamen staatlichen Beeinflussungsmöglichkeiten des marktwirtschaft-
lichen Systems — keynesianisch orientierte Wirtschaftspolitik — zu verzahnen mit 
spezifisch beschäftigungswirksamen Instrumenten (Arbeitszeit, Erwerbsquote, Mobilitäts-
bereitschaft).
Die Funktionsweise des Konzeptes Arbeitszeitflexibilität wird in einem Gedankenmodell 
an dem Beispiel „Abbau von Überstunden" dargestellt. Sodann wird die Frage der politi-
schen Realisierbarkeit flexibler Arbeitszeitregelungen anhand der Anforderungen unter-
sucht, denen ein solches Konzept standhalten muß. Kann mit Arbeitszeitpolitik die ein-
zelbetriebliche Arbeitsproduktivität mindestens gesichert werden bzw. wie ist das Engage-
ment und die Stärke solidarischen Verhaltens von Erwerbstätigen gegenüber dem arbeits-
losen Mitbürger einzuschätzen?
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